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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser, 

im Oktober 2012 musste Ecuador dem multinationalen Ölkonzern Oxy 1,7 Milliarden 

US-Dollar Schadensersatz zahlen, weil es Bohrrechte nicht verlängern wollte. Minen-

firmen verlangen von Peru 800 Millionen US-Dollar, weil Schürfrechte im Bergbauge-

biet La Oroya nicht länger gelten. Die Provinzregierung im kanadischen Quebec könn-

te zur Zahlung von umgerechnet 250 Millionen Euro verpflichtet werden, weil sie das 

Fracking in einer Flussregion verboten hat.

Wie kann es sein, dass Staaten von ausländischen Konzernen auf solch riesige 

Schadensersatzsummen verklagt werden können? Das Zauberwort heißt Freihandels-

abkommen. All diese Länder haben solche Abkommen unterzeichnet. Diese sehen 

Schiedsgerichte jenseits der staatlichen Justiz vor, die solche Urteile fällen dürfen. Aus-

tralien will wegen einer ganzen Reihe ähnlicher Klagen schon keine weiteren Abkom-

men mehr schließen.

Ähnliches steht uns jetzt bevor. Derzeit planen die EU und die USA mit dem Inves-

titions- und Handelsabkommen TTIP die größte Freihandelszone der Welt. Japan soll 

in Kürze dazukommen. Das Abkommen soll Wachstum und Arbeitsplätze bringen. 

Doch die Nachteile für Demokratie und Rechtsstaat wiegen zu schwer.

Die Wirtschaft soll prosperieren, aber Großkonzerne dürfen nicht die Rahmenbe-

dingungen für den Markt definieren oder sich zum Richter in eigener Sache aufspielen. 

Streit muss vor staatlichen Gerichten ausgetragen werden. Gesetze müssen im Sinne 

des Gemeinwohls vom Parlament oder vom Volk beschlossen werden. Deshalb wollen 

wir aktiv werden und bereiten eine europäische Bürgerinitiative vor: Eine Million Un-

terschriften aus ganz Europa sollen die Europäische Kommission damit konfrontieren, 

dass wir Bürger/innen solche Einschnitte in die Demokratie nicht hinnehmen werden.

Demokratie ist wichtiger als Freihandel!

Herzliche Grüße

Ihr Roman Huber

Roman Huber, 

geschäftsführender Bundes-

vorstand von Mehr Demokratie.
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Mehr Demokratie-Aktionstage

Bitte helfen Sie, unsere Demokratie zu schützen! 

Für die TTIP-Kampagne wollen wir gemeinsam 

Unterschriften sammeln. Aktionstage sind am 

26. April (Sa.), 1. Mai (Do.) und 17. Mai (Sa.) geplant.

Sind Sie dabei?

Mehr Infos online: http://tinyurl.com/ttip-aktion
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schen Verträgen so festgelegt (EUV Artikel 3, Absatz 3). Das 

Wesen dieses Wirtschaftssystems ist, dass der Staat den Ord-

nungsrahmen für die Wirtschaft definiert, also die Spielregeln 

bestimmt und einen sozialen Ausgleich schafft. Das Grundge-

setz definiert wiederum in Artikel 20 die entscheidenden Ord-

nungsprinzipien für den deutschen Staat: Demokratie, Sozial- 

und Rechtsstaatlichkeit. Das Abkommen würde – zum 

aktuellen Verhandlungsstand – diese Grundlagen unseres Zu-

sammenlebens empfindlich verletzen. Deshalb mischt sich 

Mehr Demokratie ein. Es geht um mehr als Chlorhühnchen, 

Gentechnik oder Hormonfleisch.

Konzernklagen: Gefahr für den Rechtsstaat 

Besonders kritisch ist das Investitionsschutzkapitel des Abkom-

mens mit dem sogenannten Investor-Staat-Schiedsgerichtsver-

fahren (ISDS). Dieses Verfahren erlaubt Konzernen, vor einem 

„Schiedsgericht“ zu klagen, wenn sie ihre Gewinnerwartung 

durch politische Entscheidungen eines Staates verletzt sehen. 

Konzerne selbst können nicht verklagt werden. Solche „Schieds-

gerichte“ sind keine Gerichte im herkömmlichen Sinne. Sie be-

stehen ausschließlich aus Anwälten, die in einem Prozess die 

Rolle des Kläger-Anwalts, im nächsten Verfahren die Rolle des 

Anwalts der Beklagten, und ein anderes Mal die Rolle des Rich-

ters übernehmen. Eine exklusive Minderheit von hoch bezahlten 

Rechtsexpert/innen entscheidet also über Entschädigungen in 

Milliardenhöhe – die Steuerzahler/innen dann bezahlen müs-

sen. Die Verhandlungen sind nicht öffentlich, Berufungsmög-

lichkeiten gibt es nicht. 

Auf eine solche Investitionsschutzklausel in einem anderen 

Abkommen beruft sich heute schon Vattenfall – und verklagt 

derzeit Deutschland auf 3,7 Milliarden Euro Schadensersatz für 

den Atomausstieg. Erfunden wurde diese Gerichtsverfahren, 

um Investitionen in Staaten mit fehlender oder nicht unabhängi-

ger Gerichtsbarkeit zu schützen. Dies trifft weder auf die USA 

noch die EU zu, hier wird die bestehende Justiz umgangen.

das geheim verhandelte 
Freihandelsabkommen TTIP  
gefährdet die Demokratie

„Nichts wünschen wir uns mehr als ein Freihandelsabkommen 

zwischen Europa und den Vereinigten Staaten“, schwärmte An-

gela Merkel im Februar 2013 vor dem Bund der Deutschen Indu-

strie.1 Was motiviert unsere Bundeskanzlerin zu solch einer Aus-

sage? Es ist die Aussicht auf mehr Wachstum und Arbeitsplätze. 

In der dann größten Freihandelszone der Welt mit weit mehr als 

800 Millionen Einwohner/innen werden heute schon rund die 

Hälfte des globalen Bruttoinlandsproduktes erwirtschaftet und 

ein Drittel des Welthandels bestritten. Die Einschätzungen der 

Vorteile, die so ein Abkommen bringt, driften naturgemäß weit 

auseinander. Die Europäische Kommission selbst rechnet bis 

zum Jahr 2027 mit einem Wachstum des realen Einkommens der 

EU von bis zu 0,48 Prozent.2 Es geht also um eine gewisse, eher 

geringe Einkommenssteigerung in zehn Jahren. Dagegen sind die 

Nachteile abzuwägen. Hier kommt Mehr Demokratie ins Spiel. 

Wirtschaft oder Staat, wer entscheidet?

Nun, es geht um weit mehr als freien Handel und Investitions-

schutz. Wenn dieses Abkommen in Kraft tritt, verschiebt sich 

damit das heute schon schiefe Machtverhältnis zwischen den 

großen transnationalen Konzernen und den Staaten weiter in die 

falsche Richtung. Die Wirtschaft erzeugt nach wie vor die 

Grundlagen unseres Lebens. Es kann also nicht darum gehen, 

„wirtschaftsfeindlich“ zu sein. Es geht darum zu überlegen, wie 

Wirtschaft gestaltet wird. Zudem sollten die Interessen der 

Großkonzerne nicht mit den Interessen der hunderttausenden 

kleinen und mittelständischen Betriebe verwechselt werden.

In Europa haben wir uns für das Prinzip der sozialen 

Marktwirtschaft entschieden, dies ist auch in den europäi-

1 zitiert nach: „Die Welt“ vom 2. Februar 2013: 
„USA und EU forcieren gigantische Freihandels-
zone“.
2 Zu diesem Schluss kommt eine Studie des 
Centre for Economic Policy Research (CEPR 2013).

Wir fordern Volksabstimmungen über das TTIP und vergleichbare Abkommen!

text roman huber  Foto edda dietrich
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mente bestimmte Vorschläge zu Gesicht bekämen, hätten US-

Regierung und Unternehmen weitreichende Konsultations- und 

Einflussmöglichkeiten. US- und EU-Lobbyverbände wie die 

American Chamber of Commerce und Business Europe spre-

chen hierzu Klartext: „Interessengruppen würden mit Regulie-

rern zusammen an einem Tisch sitzen, um gemeinsam Gesetze 

zu schreiben.“4 Wer schon ganz zu Beginn dabei ist, hat natür-

lich die besten Chancen, bestimmte Prozesse in seinem Sinne zu 

beeinflussen oder gar zu verhindern. 

TTIP und Volksentscheide 

Die Ergebnisse eines solchen Abkommens – neben TTIP geht 

auch vom CETA-Abkommen, das derzeit mit Kanada verhandelt 

wird, eine ähnliche Gefahr aus – sind kaum mehr zurückzudrehen 

und betreffen gleichzeitig unmittelbar das Leben von Millionen 

von Menschen. Die TTIP-Bestimmungen werden für alle Ebenen 

bindend sein (EU, Bund, Länder, Gemeinden); damit werden 

ganze Politikfelder dem Einfluss der gewählten und demokra-

tisch legitimierten Politik und auch Volksentscheiden entzogen.

Bevor das Abkommen in Kraft tritt, muss das europäische 

Parlament zustimmen, zudem müssen es vermutlich auch die 

einzelnen Mitgliedsstaaten ratifizieren. Das geschieht in der Re-

gel durch die Parlamente, in einzelnen Ländern sind aber auch 

Volksentscheide möglich. Wird der Vertrag von nur einem EU-

Staat nicht ratifiziert, ist er gescheitert. Mehr Demokratie fordert 

einen Volksentscheid in Deutschland über TTIP. Ein so weit ge-

hender Vertrag braucht die Zustimmung aller Bürger/innen! /

Gefahren für die Demokratie 

a) Fehlende Transparenz

Die Verhandlungen finden zwischen der EU-Kommission, ver-

treten durch den Handelskommissar, und dem US-Handelsmi-

nisterium statt. In der EU haben weder die Mitgliedsstaaten 

noch die anderen Mitglieder der EU-Kommission noch gar die 

Abgeordneten von Europaparlament und nationalen Parlamen-

ten Einblick in die Verhandlungsdokumente. Der Skandal dabei: 

Einige hundert Industrielobbyist/innen verfügen dagegen über 

einen exklusiven Zugang zu den Verhandlungen und können 

ihre Interessen direkt in den Vertrag einbringen. Die EU-Kom-

mission will die Verhandlungen geheim abschließen und den 

Parlamenten dann nur noch die Wahl zwischen Zustimmung 

und Ablehnung lassen. Nach dem Motto: Friss Vogel oder stirb! 

Wir kennen dies bereits von der Eurorettungspolitik.

b) Parlamente werden systematisch geschwächt

Das könnte auch anders laufen. In den USA versucht Präsident 

Barack Obama seit Monaten, für seine handelspolitische Agen-

da die sogenannte „Fast Track Authority“ vom Kongress zu be-

kommen.3 Der US-Kongress hat nämlich das Recht, bei Han-

delsabkommen mitzureden. Wenn ein Verhandlungsergebnis in 

Form eines fertigen Vertragsentwurfes vorliegt, kann er den 

Entwurf Punkt für Punkt durchgehen und der Regierung Nach-

verhandlungsaufträge erteilen. Das verzögert unter Umständen 

natürlich die Verabschiedung – jedenfalls dann, wenn die Re-

gierung die Wünsche der Abgeordneten im Verhandlungspro-

zess nicht berücksichtigt. Um das zu vermeiden, kann sich die 

Regierung die sogenannte „Fast Track Authority“ bewilligen 

lassen – dann verzichtet der Kongress auf diese Rechte und ist 

einverstanden, dass er am Ende einen Vertragsentwurf be-

kommt, den er nur in Gänze annehmen oder ablehnen kann. 

Obama hätte dies gerne, aber er bekommt es nicht. Fast Track ist 

in Europa der Normalfall, in Brüssel wie in Berlin. 

c) Wirtschaftslobby künftig Co-Autor der Gesetzgebung?

Hinter dem Stichwort „regulatorische Kooperation“ verbirgt 

sich ein weiteres Demokratieproblem. Das TTIP könnte die Art 

und Weise, wie in der EU Gesetze und Regulierungen verab-

schiedet werden, fundamental verändern: Lange bevor Parla-

Bündnis „TTIP – unfairhandelbar“

Mehr Demokratie beteiligt sich am Bündnis „TTIP –  

unfairhandelbar“ und prüft die Möglichkeit einer 

Europäischen Bürgerinitiative zu dem Abkommen.  

Das bedeutet, eine Million Unterschriften in mindestens 

sieben EU-Ländern zu sammeln. Das wird nur in einem 

starken Bündnis gelingen. Zudem muss die Mitgliederver-

sammlung diesem Vorhaben noch zustimmen. 

Informieren Sie Familie, Freunde und Bekannte über  

die TTIP-Verhandlungen und werden Sie mit uns aktiv! 

Flyer und Hintergrundpapiere sowie Unterschriftenlisten 

können Sie im Internet herunterladen (www.mehr-demo-

kratie.de/ttip-aufruf.html) oder bestellen beim Mitglieder-

service (mitgliederservice@mehr-demokratie.de oder 

07957–923 90 50).

3 Jürgen Maier: „Freihandelsabkommen – Die 
Entmachtung der Parlamente“, Eröffnungsrede 
beim 2. Zivilgesellschaftlichen Außenwirtschafts-
forum in Berlin am 24. Februar 2014, abrufbar 
unter http://tinyurl.com/juergenmaier. 
4 Pia Eberhardt: „Weniger Demokratie wagen?“, 
in: „TTIP: No We Can’t“, abrufbar unter  
http://tinyurl.com/no-ttip
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Als 2010 die „Wutbürger“ durch die Me-

dien gingen, war Schauspieler Walter Sitt-

ler bei den Protesten dabei und engagierte 

sich gegen Stuttgart 21. Drei Jahre später, 

im Sommer 2013, wechselte er zusammen 

mit Ex-Greenpeace-Chef Gerd Leipold 

auf die Seite der Beobachter. Für ihr Buch 

„Zeit, sich einzumischen. Vom Taksim-

Platz nach Island. Begegnungen auf dem 

Weg ins Anthropozän“ begaben sie sich 

auf eine gemeinsame Reise durch Europa, 

um nach Antworten auf die Frage zu su-

chen, wieso und wie die Menschen in Eu-

ropa protestieren und wie die Politik dar-

auf reagieren muss.

Ihre Reise durch das Anthropozän – 

das „Zeitalter der Menschen“, oder, in 

diesem Fall, eher das Zeitalter des infor-

mierten, politisch engagierten Menschen 

– beginnen sie in Stockholm. Dort formu-

lieren sie ihre erste These, die sich auch 

durch die folgenden Besuche an Orten in 

Deutschland, Frankreich, der Türkei, Un-

garn und Island ziehen wird: Systeme, in 

denen Herrschende regieren und das Volk 

regiert wird, haben sich überlebt. Und so 

treffen sie an jedem Ort Menschen, die 

sich dafür einsetzen, die Demokratie und 

die Mitbestimmung der Bürger/innen zu 

verbessern. Darunter sind auch solche, 

die zu den Regierenden gehörten, wie der 

ehemalige griechische Premier George 

Papandreou oder die frühere isländische 

Präsidentin Vigdís Finnbogadóttir. Aus 

Sicherlich ist das Buch literarisch kein 

großer Wurf – zu konstruiert sind die 

meisten der Gespräche, zu klischeehaft 

scheinen einige der Beschreibungen. 

Denn ob es tatsächlich glaubwürdig ist, 

dass sich angesichts der Vasa – ein im 17. 

Jahrhundert bei der Jungfernfahrt gesun-

kenes Schiff – eine Diskussion über die 

amerikanische Waffenlobby entspinnt, 

sei dahingestellt. Trotzdem bieten Sittlers 

und Leipolds Reisenotizen mit den aus-

führlich nachgezeichneten, zum Teil sehr 

philosophischen Gesprächen einen span-

nenden, sehr persönlichen Einblick in 

den Zustand europäischer Zivilgesell-

schaften und Demokratien. Insofern lebt 

das Buch auch direkt davon, was es 

preist: Es fragt die Betroffenen. Und so 

ist „Zeit, sich einzumischen“ vor allem 

deshalb lesenswert, weil es die Ereignisse 

um die direkte, persönliche Komponente 

erweitert und dabei Geschichten erzählt, 

die so viel zu selten erzählt wurden. /

zeit, sich einzumischen

Walter Sittler und Gerd Leipold: 

Zeit, sich einzumischen. Vom 

Taksim-Platz nach Island. 

Begegnungen auf dem Weg ins 

Anthropozän. Sagas Edition, 2013, 

288 Seiten, 19,99 Euro. 

Dennis Buchholtz

Student der Politikwissenschaft 

und ehemaliger Mitarbeiter im 

Berliner Mehr Demokratie-Büro.

Rezension

allen Gesprächen wird deutlich, dass das 

existierende System an keinem Ort per-

fekt ist – und es doch allerorts Positives 

gibt, nämlich Menschen, die sich enga-

gieren und Verantwortung übernehmen. 

Um damit umzugehen, werde sich die tra-

ditionelle Politik wandeln müssen, weg 

vom Politikertypus des „strengen und 

sich kümmernden Vaters“ (S. 279).

Gerd Leipold und Walter Sittler haben mit europäischen  

Demokratie-Aktivist/innen über Gründe und Perspektiven 

ihres Engagements gesprochen.

Text Dennis buchholtz
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Das Urteil zu ESM und Fiskalvertrag ist gefallen. Die Rechte des Bundestags hat das 

Bundesverfassungsgericht gestärkt, doch Volksentscheide bleiben außen vor.

text roman huber  Foto michael von der lohe

grösste bürgerklage:  
urteil gesprochen

Mit unserer Verfassungsbeschwerde zum ESM-Vertrag und 

zum Fiskalvertrag haben wir erreicht, dass die demokratischen 

Entscheidungsrechte des Bundestages gestärkt werden. Vertre-

ter/innen der repräsentativen Demokratie können mit dem Urteil 

also zufrieden sein. In Bezug auf Volksentscheide sind wir je-

doch nicht vorangekommen. 

Bereits in seiner Eilentscheidung vom 12. September 2012 

hatte das Bundesverfassungsgericht eine sofortige Nachbes-

serung der Verträge verlangt. 

Zwei Forderungen stellte das 

Gericht: Durch völkerrecht-

liche Erklärungen musste die 

Bundesregierung sicherstel-

len, dass die maximale Haf-

tungssumme Deutschlands auf 

190 Milliarden Euro begrenzt 

wird (mdmagazin Nr. 94). Mit

einer anderen Lesart des ESM-Vertrags hätte es ein Mehrfa-

ches sein können. Zweitens dürfen die Schweigepflicht der 

Mitglieder der ESM-Organe und die Unverletzlichkeit der 

Unterlagen des ESM, die in den Artikeln 34, 32 und 35 des 

ESM-Vertrages geregelt sind, nicht dazu führen, dass den na-

tionalen Parlamenten wichtige Informationen vorenthalten 

werden. Diese durch das Eilverfahren errungenen Schranken 

wurden durch die Hauptsache-Entscheidung bestätigt und 

ausgebaut.

Das Gericht hat darüber hinaus festgestellt:

1.	 Der Bundestag muss der Ort bleiben, an dem eigenverant-

wortlich über Einnahmen und Ausgaben des deutschen 

Staates entschieden wird.

2.	 Der Bundestag ist nicht verpflichtet, Kapitalerhöhungen 

zuzustimmen, wenn das Kapital des ESM verbraucht sein 

sollte.

3.	 Der Bundestag muss dafür sorgen, dass Zahlungen an den 

ESM fristgerecht und voll-

ständig bedient werden, damit 

Deutschland jederzeit sein 

Stimmrecht im ESM-Rat be-

hält. Laut Vertrag wird das 

Stimmrecht eines Mitglieds-

landes ausgesetzt, wenn es sei-

nen Zahlungsverpflichtungen 

nicht nachkommt.

4.	 Der Bundestag muss demnach in jedem Bundeshaushalt ab-

schätzen, was an Überweisungen an den ESM fällig werden 

kann. Dies muss er dann regulär in den nächsten Haushalt 

einstellen. Die Beträge grundsätzlich über Nachtragshaus-

halte oder gar das Nothaushaltsrecht freizumachen, wie von 

der Bundesregierung zunächst beabsichtigt, ist damit unzu-

lässig. Somit werden die Kosten der Eurorettung immer in 

der wichtigsten Aussprache des Parlaments Thema sein, der 

Haushaltsdebatte.

Ob der Bundestag seine Rechte nun  
auch verantwortlich wahrnimmt,  
ist kein juristisches, sondern ein  

politisches Problem.
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5.	 Der Bundestag muss sicherstellen, dass Deutschland in den 

ESM-Gremien immer ein Vetorecht hat, also nie überstimmt 

werden kann. Nur so kann der Bundestag immer seiner 

haushaltspolitischen Gesamtverantwortung nachkommen.

6.	 Wenn dem ESM neue Staaten beitreten und sich deshalb die 

Mehrheitsverhältnisse ändern, könnte Deutschland seine 

Vetomöglichkeit verlieren. In diesem Fall dürfte die oder der 

deutsche Vertreter/in dem Beitritt nicht zustimmen oder 

müsste ein anderes Stimmverhältnis aushandeln.

7.	 Zudem ist der Austritt aus dem ESM trotz fehlender Kündi-

gungsklausel möglich. 

Der Bundestag kann also zu jedem Zeitpunkt die Reißleine 

ziehen. Er kann jeweils für oder gegen ein Rettungspaket stim-

men. Das Bundesverfassungsgericht räumt dem Bundestag hier-

zu einen weiten Ermessens- und Entscheidungsspielraum ein. 

Weiter als früher: Verfassungswidrig werde eine solche Entschei-

dung erst dann, wenn die „Haushaltsautonomie zumindest für ei-

nen nennenswerten Zeitraum nicht nur eingeschränkt würde, son-

dern praktisch vollständig ins Leere liefe“, erklärte das Gericht. 

Ob der Bundestag seine Rechte nun auch verantwortlich wahr 

nimmt, ist kein juristisches, sondern ein politisches Problem. 

Einen Teil des Verfahrens haben die Richter/innen abgetrennt: 

Über das umstrittene Programm der Europäischen Zentralbank 

zum Kauf von Staatsanleihen (mdmagazin Nr.98) muss nun der 

Europäische Gerichtshof in Luxemburg entscheiden. Mit dessen 

Spruch ist frühestens Mitte 2015 zu rechnen. Das Bundesverfas-

sungsgericht behält sich jedoch auch hier das letzte Wort vor. 

Mit keinem Wort haben die Richter/innen erwähnt, ab wann 

Volksabstimmungen über diese existentiellen Fragen notwendig 

sind. Das ist schade, denn eine unsere Hauptforderungen bleibt, 

dass Volksentscheide abgehalten werden, wenn Entscheidungs-

rechte von der nationalen auf die europäische Ebene verschoben 

werden sollen. Weitere Maßnahmen zur Eurorettung wie die 

Bankenunion, ein europäischer Währungsfonds, ja letztendlich 

eine neue Wirtschafts- und Finanzverfassung für die Europäische 

Union werden unerbittlich vorangetrieben. Ohne uns Bürger/in-

nen! Grundlegende Fragen werden nicht gestellt: Wie wollen wir 

in Zukunft in Europa zusammen leben, was ist die Aufgabe von 

Europa in der Welt, wie kann Europa mit den Bürger/innen auf-

gebaut werden? Dafür brauchen wir einen demokratisch legiti-

mierten Konvent, der über die Zukunft Europas berät und den 

Bürger/innen seine Vorschläge zur Entscheidung vorlegt. /

Prof. Dr. Christoph Degenhardt, einer der Prozessbevollmächtigten, steht der Presse Rede und Antwort.
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Deswegen haben Democracy International und Mehr Demokra-

tie die Kampagne „Democratic Europe Now“ gestartet. Im Zen-

trum steht die Forderung nach einem neuen Konvent – einer 

Versammlung, die über die Zukunft der EU berät und Vorschlä-

ge ausarbeitet. Nach dem Lissabonvertrag ist er das einzige In-

strument, um Vertragsänderungen für ein besseres, ein demo-

kratischeres Europa durchzuführen. 

Vertragsänderungen müssen in einem offenen und inklusi-

ven Verfahren entschieden werden – und nicht wie bisher in Hin-

terzimmerverhandlungen. Denn die Regeln entscheiden das 

Spiel. Nur ein demokratischer Konvent kann zu einem demokra-

tischen Ergebnis führen. Ein Konvent muss daher:

1.	 demokratisch legitimiert sein,

2.	 intern demokratisch organisiert sein,

3.	 transparent und im Dialog mit der Zivilgesellschaft arbeiten

4.	 genug Zeit haben,

5.	 über seine Vorschläge eine Volksabstimmung in allen Mit-

gliedsstaaten abhalten.

Demokratisch heißt: Die Konventsmitglieder nehmen die An-

regungen der Menschen auf, so dass es sich für diese lohnt, 

„Act.React.Impact“ ist auf den großen Plakaten zu lesen, die 

vor dem europäischen Parlament in Brüssel hängen. Daneben 

sind Portraits von Bürger/innen Europas zu sehen, die verdeut-

lichen sollen: Auf jeden Einzelnen kommt es an! Doch zwi-

schen der Botschaft der Plakate und der politischen Realität tut 

sich ein tiefer Graben auf. Hatte 2006 noch die Mehrheit der 

Bürger/innen ein positives Bild der EU, sind es inzwischen nur 

noch knapp 30 Prozent. 60 Prozent der Europäer/innen miss-

trauen laut Eurobarometer vom Juli 2013 den europäischen In-

stitutionen. Kein Wunder, wenn man einen Blick auf die insti-

tutionelle Realität der EU wirft: Entscheidungen wie die zum 

Euro-Rettungsschirm werden als alternativlos dargestellt und 

von Staatsoberhäuptern ohne wirkliche parlamentarische oder 

öffentliche Debatte getroffen. Auch die Verhandlungen um das 

Freihandelsabkommen zwischen der EU und den USA (TTIP) 

zeigen, dass maßgebliche Gesetzgebungsprozesse in der EU 

vor allem von Wirtschafts- und nicht von Bürgerinteressen ge-

leitet werden (siehe Artikel ab Seite 4).

Der bestehende Gesetzesrahmen der EU wird der politi-

schen Realität nicht mehr gerecht und muss verändert werden. 

Für den Auftakt der Kampagne „Democratic Europe Now“ entrollten die Aktiven rote Teppiche vor dem EU-Parlamentssitz in Brüssel 

und verteilten VIP-Kärtchen an Passant/innen.

demokratischer  
konvent Für Europa
Democracy International fordert die Einberufung eines  

demokratisch gewählten Konvents, um die EU weiter auszubauen.

Text Lukas Stolz, Sophie von Hatzfeldt Fotos Democracy International
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ten Teppichen zu einer „VIP-Lounge der Bürger/innen“. Mit 

Häppchen und Musik garniert bekamen die Zuschauer/innen 

die Nachricht überreicht: Politiker/innen sind wichtig, Lobbyis-

ten sind wichtig, schnelles Handeln ist wichtig, Finanzmärkte 

sind wichtig ... Aber ohne die Menschen kann Europa nicht ge-

lingen. Bürger/innen sind VIPs! /

mitzudiskutieren. Schließlich sind am Ende alle gefragt, in ei-

ner europaweiten Volksabstimmung mitzuentscheiden. Die 

Kampagne übt Druck auf das neue EU-Parlament aus, damit 

es von seinem Recht Gebrauch macht und einen demokrati-

schen Konvent einberuft. Im Vorfeld der Europawahl werden 

deshalb alle Kandidierenden für das Parlament kontaktiert, um 

ihnen das Versprechen abzunehmen, dass sie sich für einen de-

mokratischen Konvent einsetzen werden. Außerdem werden 

Fragen zum TTIP gestellt. Engagierte aus ganz Europa sind 

aufgefordert, ihre Kandidierenden per Mail oder am Telefon 

zur Abgabe dieses Versprechens zu ermuntern. Das wird die 

erste europaweite Befragung aller Kandidierenden für das EU-

Parlament sein.

Verschiedene Veranstaltungen und Aktionen sollen in ganz 

Europa eine Bewegung für mehr Partizipation in der EU ansto-

ßen. Im Mai ist ein europaweiter „Democracy Day“ (Demokra-

tie-Tag) geplant, an dem an möglichst vielen Orten Aktionen für 

ein demokratisches Europa stattfinden sollen. Die Startaktion 

der Kampagne vor dem EU-Parlament in Brüssel verwandelte 

den gesamten Vorplatz mit einer Liveband und ausrollenden ro-

Sophie von Hatzfeldt

27, Strategic Alliances Manager bei Democracy International, 

arbeitet unter anderem zur Einbeziehung der Zivilgesell-

schaft in politische Entscheidungsfindungsprozesse.

Lukas Stolz

22, studiert Philosophie, Politik und Ökonomik in Witten/

Herdecke und unterstützt die Kampagne für ein demo-

kratischeres Europa. 

Den Aufruf für einen demokratischen 

Konvent können Sie auf der Internetseite  

www.democraticeuropenow.eu unter-

zeichnen.
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„...die Schweiz ka-pieren nicht ko-pieren!“ So lautete die Ant-

wort meines Vorstandssprecherkollegen Ralf-Uwe Beck auf die 

Frage eines Talkshow-Moderators im MDR, was er vom Volks-

entscheid zur Begrenzung der Einwanderung in der Schweiz 

hielte. Treffender hätte man die Antwort nicht formulieren kön-

nen. Die Abstimmung der Schweizer/innen über die Begrenzung 

der Einwanderung aus EU-Ländern hat in Deutschland viel Wir-

bel erzeugt und aus Mehr Demokratie-Sicht der Debatte für 

Volksentscheide eher geschadet als genutzt: Die Gegner fühlen 

sich bestätigt, die Skeptiker verunsichert und mancher Befür-

worter hat das Zweifeln entdeckt.

Aber warum eigentlich? Warum diese Aufregung und me-

diale Hysterie? Was kann die Volksabstimmung dafür, dass 

diejenigen, die sie nutzen, so denken, wie sie denken? Sie den-

ken auch ohne Volksabstimmung so. Die Schweizer/innen ha-

ben abgestimmt und dadurch weiß jetzt jede und jeder, vor al-

lem in der Schweiz selbst, wo sie stehen in der Debatte. Mehr 

nicht. Das ist ihr Recht und das sind ihre Möglichkeiten, dieses 

Recht auszuüben.

Was ist passiert? Die Schweiz ist vor mehr als zehn Jahren 

mit der EU sieben Verträge eingegangen. Unter anderem willig-

te sie in die Personenfreizügigkeit ein, die es jedem und jeder 

EU-Bürger/in freistellt, Lebens- und Arbeitsort selbst zu be-

stimmen. Als der Vertrag geschlossen wurde, ging man von 

8.000 Einwanderer/innen jährlich aus. Die Realität sah anders 

aus. Tatsächlich kommen inzwischen jährlich 80.000 Nicht-

schweizer/innen ins Land, dreimal mehr Menschen pro Jahr als 

nach Deutschland kommen. Die Geschäftsgrundlage hat sich 

also deutlich verändert. Die Schweiz hat einen Ausländeranteil 

von 23 Prozent und Deutschland von neun Prozent. Vor einigen 

„...die Schweiz ka-pieren 
nicht ko-pieren!“	

Der Volksentscheid zur Begrenzung der Einwanderung in der Schweiz –  

ein Kommentar von Claudine Nierth.

Text Claudine nierth  grafiken Komitee Nein zur SVP-Abschottungsinitiative, SVP
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Nun kommen immer mehr Menschen ins Land, vor allem Deut-

sche (mit 300.000 nach den Italiener/innen der höchste Auslän-

deranteil) und der Schweizer sieht sich plötzlich mit einer zu-

nehmenden Fülle hochdeutsch sprechender, gut ausgebildeter 

Fach- und Führungskräfte konfrontiert. Der Schweizer reagiert 

mit Sorge um sein Land, welches zu zersiedeln droht – er selbst 

scheint im Inneren zum Fremden zu werden und sein Selbstbe-

wusstsein zu kippen. Ein Minderwertigkeitsgefühl macht sich 

breit. Wen wundert ś – ich möchte nicht wissen, in wie vielen 

kleinen EU-Staaten solche Empfindungen geteilt würden. 

Wie viel EU vertragen wir eigentlich? Diese Frage muss 

erlaubt sein. Ich möchte mir nicht ausmalen, wie eine solche 

Abstimmung bei uns ausgegangen wäre und schon gar nicht, 

wenn in unser Land und in unsere Führungspositionen gut aus-

gebildete (um nur ein Beispiel zu nennen) Chines/innen ziehen 

würden. Und zwar dreimal so viele wie erwartet. 

Ich bin keine Schweizerin und ich weiß auch nicht, wie 

Schweizer/innen denken und fühlen; deshalb erlaube ich mir 

kein Urteil über den Ausgang, sondern nur den Respekt vor der 

Abstimmung.

Klar, Deutschland hat einen anderen Staatsaufbau. Hier ist 

und wäre es nicht möglich, weder per Parlamentsbeschluss noch 

per Volksabstimmung, höherrangiges, internationales Recht 

durch nationales Recht zu brechen und völkerrechtliche Verträge 

zu kippen. Da würde unser Verfassungsgericht vorher den Riegel 

vorschieben, so dass die Frage gar nicht erst zur Abstimmung 

käme. Die Schweiz hat aber kein Verfassungsgericht, dort liegt 

die Kontrolle einzig und allein beim Souverän, bei den Bürgerin-

nen und Bürgern. 

Was für ein demokratisches Selbstbewusstsein! Liebe Schweiz, 

das vermag kein Einwanderer-Herkunftsland zu toppen! /

Jahren haben die Schweizer/innen in einer Volksabstimmung 

eine prozentuale Deckelung des Ausländeranteils auf 18 Prozent 

abgelehnt. Jetzt hat sich bei einer Beteiligung von 56 Prozent 

eine knappe Mehrheit von 50,3 Prozent für eine kontrollierte – 

sprich: eine noch auszuarbeitende – gestaffelte Zuwanderung 

ausgesprochen. Die zur Abstimmung gestellte Vorlage lässt so 

viel Spielraum, dass sogar eine Deckelung möglich wäre, die 

mehr Zuwandernde erlaubt als der Status Quo. 

Trotzdem, die sieben Staatsverträge mit der EU unterliegen 

dem „Guillotine-Abkommen“. Das bedeutet, wenn ein Vertrag 

einseitig gekündigt wird, sind auch alle anderen Verträge nich-

tig. Das macht das Ganze brisant und ist vermutlich der Haupt-

Aufreger in der Debatte. Aber mal ehrlich – wusste die EU nicht, 

mit wem sie die Verträge schloss? Wusste sie nicht, dass in der 

Schweiz der Vertragspartner das Volk selbst ist? Tja, nun müs-

sen eben beide Seiten die Chance nutzen, die Verträge zu erneu-

ern. Das geht, sogar in der EU!

Bei meiner Recherche zu diesem Thema stieß ich auf einen 

interessanten Beitrag des Schweizer Wirtschaftsexperten Tho-

mas Straubhaar vom Hamburgischen Weltwirtschaftsforum. Bei 

allem Unverständnis über den Ausgang der Abstimmung ver-

suchte er die Erlebnisgrundlage eines Schweizers zu beschrei-

ben, die zu so einer Abstimmung führt: Der Schweizer lebt in 

seinem kleinen Agrarland und ist stolz auf seine Autonomie. Claudine Nierth

Sprecherin des Bundesvorstands von Mehr Demokratie.

das apfelbaum-motiv

Beide Seiten des Abstimmungskampfes nutzten einen 

ähnlichen Apfelbaum als Symbol. Angefangen mit der 

Baumsymbolik hatte der Schweizer Wirtschaftsverband 

Economiesuisse, der sich gegen die Initiative ausgespro-

chen hatte. Er verwendet den Apfelbaum als Sinnbild für 

den Schweizer Wohlstand. Diesen Baum kopierte die 

Schweizer Volkspartei (SVP) und ließ ihn die Schweiz mit 

seinen Wurzeln zermalmen. Die Gegner der SVP konter-

ten mit dem Holzfäller, ein Motiv, das mit dem Vizepräsi-

denten der SVP, Christoph Blocher, assoziiert wird.  

Mehr dazu im Tagesanzeiger unter 

http://tinyurl.com/apfelbaumsymbol
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gibt. Noch nicht. In Italien können beste-

hende Gesetze zurückgeholt werden. Und 

Gesetze, die die Verfassung ändern, wie 

das der SVP, können noch gestoppt wer-

den, bevor sie in Kraft treten. Notwendig 

sind dafür in Südtirol 8.000 Unterschriften 

binnen drei Monaten. Die Initiative 

schaffte sogar 17.763 Unterschriften. Also 

kam es am 9. Februar 2014 zum ersten Re-

ferendum in Südtirol. Ein Beteiligungs-

quorum gibt es nicht. Die SVP kassierte 

die zweite Ohrfeige: 65 Prozent votierten 

mit Nein und versenkten ihr Gesetz. Die 

Partei gibt den schlechten Verlierer und 

behauptet dreist, der Gesetzentwurf sei 

abgelehnt worden, weil er zu weit ging. 

Und nun? In Südtirol steigt man, um 

sich aus dem Alltag zu erheben, auf einen 

Berg. Bei einer dieser Wanderungen kurz 

vor dem Volksentscheid 2009 erzählte 

mir einer der Südtiroler Aktiven von dem 

ältesten Verfassungsgespräch der Litera-

tur, das Herodot vor 2.400 Jahren aufge-

schrieben hat. Wieder zu Hause fahnde 

ich nach dem Text und finde ihn tatsäch-

lich im 3. Buch von Herodots Historien. 

Nach einem Blutbad unterhalten sich drei 

Männer darüber, wie die persische Ge-

sellschaft verfasst sein sollte. Dareios plä-

diert für die Monarchie, Megabyzos für 

die Oligarchie und Otanes überrascht mit 

seinem Votum für die Demokratie: „Wenn 

die Volksmenge herrscht ... tut sie nichts 

von dem, was ein Alleinherrscher macht: 

Sie besetzt die Ämter durch Verlosung, 

über die Amtsführung fordert sie Rechen-

schaft, alle Beschlüsse werden der Allge-

meinheit vorgelegt. Mein Votum also lau-

tet, dass wir die Alleinherrschaft aufgeben 

und die Volksmenge an die Macht brin-

gen, denn bei den vielen liegt alles.“ Dazu 

kommt es nicht. Daraios wird – mit einem 

Trick – der nächste König. 

Die Südtiroler Initiative hat 2009 ih-

ren Gesetzentwurf nicht durchbekom-

men, die SVP 2014 den ihren nicht. Jetzt 

ist es Zeit für ein Verfassungsgespräch. 

Die SVP wird ihren Anspruch auf Al-

leinherrschaft bei der Gestaltung der De-

mokratie in Südtirol aufgeben müssen. 

Runter vom Berg und alle an den Runden 

Tisch. Das könnte die nächste Forderung 

von Mehr Demokratie in Südtirol sein. 

„Entweder besteht jetzt die Bereitschaft, 

vernünftig und fair über unseren Gesetz-

entwurf zu reden und ein gutes Gesetz 

zur Direkten Demokratie zu verabschie-

den. Oder wir müssen uns auf die näch-

sten Wahlen vorbereiten, wenn wir eine 

Demokratiereform für unser Land haben 

wollen“, macht Stephan Lausch, Ge-

schäftsführer der Initiative für mehr De-

mokratie, die Alternativen deutlich. 

Wer Berge versetzen will, braucht ei-

nen langen Atem. Immerhin stehen we-

der die Monarchie noch die Oligarchie 

zur Disposition. Es geht darum, sich dar-

über zu verständigen, was es heißt, der 

Souverän zu sein. Der Kern wird dabei 

unverrückbar bleiben müssen: „Bei den 

vielen liegt alles.“ /

Zehn Prozent der Südtiroler/innen sind 

Mitglieder der Südtiroler Volkspartei, 

kurz: SVP. Ein solcher Rückhalt in der 

Bevölkerung ist einmalig in Europa. In 

Deutschland sind knapp drei Prozent der 

Bevölkerung Parteimitglieder, allerdings 

verteilt auf alle Parteien im Land. Die 

SVP verhalf Südtirol in den Siebziger 

Jahren zu seiner Autonomie, gehört zum 

Land wie die Berge. Das reicht ihr aber 

nicht: Sie versteht sich als höchste Erhe-

bung im Land. 

Seit 15 Jahren tritt die „Initiative für 

mehr Demokratie“ an, in der norditalieni-

schen Provinz die Berge zu versetzen. Sie 

brachte einen der fünf Gesetzentwürfe 

ein, über die im Oktober 2009 eine Volks-

abstimmung stattfand: das „Bessere Ge-

setz zur Direkten Demokratie“. Der 

Volksentscheid scheiterte „unecht“ am 

Beteiligungsquorum von 40 Prozent, da 

sich „nur“ 38  Prozent beteiligten. 

83,2 Prozent stimmen für den Vorschlag. 

Eine schallende Ohrfeige für die SVP, die 

die Vorschläge von unten massiv von 

oben bekämpft hatte (mdmagazin Nr.88).

Fünf Jahre sind seither vergangen, in 

denen die SVP nicht müde wurde, der De-

mokratieentwicklung in Südtirol Steine in 

den Weg zu legen. Anstatt ernsthaft in Ge-

spräche zu gehen und einen Konsens zu 

suchen, legte die Partei 2012 einen eige-

nen Gesetzentwurf vor, der jedoch die di-

rekte Demokratie eher erschwert als er-

leichtert hätte (mdmagazin Nr.94). 

Dagegen ergriff die Initiative das Referen-

dum – eine Möglichkeit, die es so bisher 

in keinem der deutschen Bundesländer 

Denn bei den vielen 
liegt alles

Ralf-Uwe Beck

Sprecher des Bundesvorstands 

von Mehr Demokratie.

Mit einem Referendum haben die Südtiroler/innen die Vorstellungen  

der Mehrheitspartei für die direkte Demokratie versenkt.

Text ralf-uwe beck
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Fahren Sie mit Mehr Demokratie vom 2. bis 4. Mai in die Schweiz!

Text Alexander TRennheuser  grafiken tschubby/wikimedia Commons

direkte Demokratie erleben

Die Mehr Demokratie-Tour 2014 führt 

nach Glarus zur dortigen Landsgemeinde. 

Das ist eine Versammlung aller stimmbe-

rechtigten Bürger/innen des Kantons Gla-

rus. Sie berät und beschließt kantonale 

Gesetzes- und Verfassungsänderungen 

sowie die Höhe des Steuersatzes.

Unsere gemeinsame Fahrt beginnt 

am 2. Mai in Frankfurt/Main. Per Reise-

bus geht es über Stuttgart 

bis in die Schweiz. Gegen 

19  Uhr erreichen wir 

Nesslau. Unser Quartier 

ist ein ehemaliges Bauern-

haus oberhalb der Thur 

mit Blick auf die Toggen-

burger Berge. Es handelt 

sich um ein Selbstversor-

gerhaus. Mithilfe der Teil-

nehmer/innen in der Küche ist 

daher unbedingt nötig. 

Am nächsten Tag besuchen wir das 

Zentrum für Demokratie an der Univer-

sität Aarau für einen Vortrag und ein 

Gespräch zum System der direkten De-

mokratie in der Schweiz. Der Co-Direk-

tor des Zentrums, Dr. phil. Uwe Serdült, 

erläutert die Tradition und Form der Ge-

meindeversammlung und berichtet über 

neueste Entwicklungen beim E-Voting. 

Der Nachmittag bietet sich für einen 

Stadtbummel im wunderschönen Aarau 

an. 

Zurück in Nesslau beschäftigen wir 

uns am Abend mit dem Ablauf und der 

Geschichte der Landsge-

meinde. Am Sonntag be-

suchen wir schließlich die 

Versammlung selbst. Alle 

Stimmberechtigten haben 

dort das Recht „zu meh-

ren und zu mindern“ wie 

man in der Schweiz sagt, 

das heißt Anträge auf Un-

terstützung, Abänderung, 

Ablehnung, Verschiebung oder 

Rückweisung zu stellen. Die hochkon-

zentrierte Atmosphäre, in der die Debat-

te stattfindet, ist beeindruckend. Gegen 

13  Uhr endet unser Aufenthalt. Die 

Rückfahrt erfolgt über Stuttgart nach 

Frankfurt/Main. /

die tour auf einen blick 

Anmeldungen und Rückfragen

Ihre Ansprechpartnerin ist Illo Lehr.

E-Mail (mitgliederservice@

mehr-demokratie.de),

Telefon (07957–923 90 50) 

oder per Post an 

Mitgliederservice, 

Tempelhof 3, 

74594 Kreßberg

Kosten

Mitglieder: 140 Euro

Nichtmitglieder: 160 Euro. 

Reiserücktritt

Die Buchung ist mit Eingang des 

Rechnungsbetrags verbindlich. 

Eine Erstattung ist nicht möglich. 

Wir empfehlen daher den 

individuellen Abschluss bei einem 

Anbieter von Reiserücktrittsversi-

cherungen.

Anfahrt

Am 2. Mai 2014 von Frankfurt 

(11:45 Uhr) über Stuttgart (Uhrzeit 

wird noch bekanntgegeben) mit 

einem klimatisierten Reisebus. 

Abreise

Am 4. Mai 2014 gegen Mittag im 

Reisebus von Glarus. Die genauen 

Abfahrtsorte und voraussichtli-

chen Ankunftszeiten werden noch 

bekanntgegeben. 

Unterbringung und Verpflegung

Mehrbettzimmer in einem 

Selbstversorgerhaus. Frühstück 

und eine Mahlzeit am Tag sowie 

Getränke in der Unterkunft sind 

im Preis inbegriffen. Das Quartier 

ist ein alkoholfreies Haus  

(www.holzegg-nesslau.ch).

Kanton Glarus
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Das Bundesverfassungsgericht hat einer von Mehr Demokratie 

organisierten Verfassungsbeschwerde, der sich mehr als 

1.000  Bürger/innen angeschlossen haben, in vollem Umfang 

Recht gegeben. Demnach ist die Drei-Prozent-Hürde im deut-

schen Europawahlgesetz verfassungswidrig. Sie verstößt gegen 

den Grundsatz der Chancengleichheit für politische Parteien 

und gegen den Grundsatz der Wahlrechtsgleichheit. Ein „zwin-

gender“ Grund für eine Sperrklausel – dass sie zum Beispiel die 

Funktionsfähigkeit des EU-Parlamentes sichern müsse – liege 

nicht vor. Damit hatte nach der Bürgerklage gegen die Über-

hangmandate jetzt auch die zweite Wahlrechtsbeschwerde von 

Mehr Demokratie Erfolg.1

Gericht nimmt die Bedenken von Mehr Demokratie auf

Mit knapper Mehrheit von 5:3 Stimmen fällten die Richter/in-

nen ein sehr ausgewogenes Urteil. Das Gericht verweist explizit 

darauf, dass die Entscheidung nicht in Stein gemeißelt ist. Än-

dern sich die tatsächlichen Verhältnisse, könne sich dies auf die 

verfassungsrechtliche Beurteilung auswirken. Allerdings muss 

es dafür „belastbare tatsächliche Anhaltspunkte“ geben. Wenn 

zum Beispiel das EU-Parlament in seinen Rechten noch weiter 

gestärkt wird und dies in der Praxis tatsächlich Probleme bei der 

Mehrheitsfindung bereitet, könnte eine moderate Sperrklausel 

doch gerechtfertigt sein. Doch dies ist Zukunftsmusik.

Wir haben 
gewonnen!

Das Gericht greift im Urteil mehrere Punkte auf, die Mehr De-

mokratie schriftlich und mündlich vorgetragen hat. Zum einen 

den Hinweis, dass bei Wahlrechtsfragen die parlamentarische 

Mehrheit gewissermaßen in eigener Sache tätig wird und sich 

vom Ziel des eigenen Machterhalts leiten lassen kann. Zum an-

deren stellt es eine Behauptung der Sperrklausel-Befürworter in 

Frage, wonach eine Sperrklausel die demokratische Willensbil-

dung auf europäischer Ebene stärken könne. Dieses Anliegen 

sei vermutlich nur mit einer EU-Vertragsänderung erreichbar. 

Die Wähler/innen können nun frei von taktischen Zwängen 

ihre Stimme abgeben. Nur noch relativ wenige Stimmen werden 

nicht gewertet. Möglicherweise führt das Urteil auch zu einem 

leichten Anstieg der Wahlbeteiligung. Vor allem aber hat das 

Gericht dem undemokratischen Vorgehen von CDU/CSU, SPD, 

Bündnis 90/Die Grünen und FDP einen Strich durch die Rech-

nung gemacht. Wie reagieren die Parteien auf das Urteil? Es gibt 

bereits erste Stimmen, die eine Grundgesetzänderung fordern, 

um die Sperrklausel „gerichtsfest“ zu machen. Auch ein einheit-

liches europäisches Wahlrecht – dann natürlich mit Sperrklau-

sel – zählt zu den Optionen. Das wäre dann EU-Recht und somit 

nicht mehr vom Bundesverfassungsgericht zu überprüfen. Zu-

ständig wäre dann der Europäische Gerichtshof.

Hat das Urteil Folgen für den Bundestag? 

Direkte juristische Folgen für den Bundestag hat das Urteil nicht, 

da es ausschließlich um das Europawahlgesetz ging. Aus drei 

Gründen ist auch nicht zu erwarten, dass eine mögliche Verfas-

sungsbeschwerde gegen die Fünf-Prozent-Hürde bei Bundestags-

1 Mehr zur Bürgerklage „Wählen ohne Überhang!“ 
in den Ausgaben Nr. 90, 93, 94 und 97 des 
mdmagazins.

Nach dem Fall der Drei-Prozent-Hürde für Europa:  

jetzt die Hürden für den Bundestag senken!

text dr. michael Efler  Foto Alexander Trennheuser
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Das größte Problem der Fünf-Prozent-Hürde: Sie verletzt millio-

nenfach das Prinzip der Gleichheit der Stimme. Jede/r sechste 

Wähler/in findet die eigene Stimme in der Zusammensetzung 

des Bundestages nicht wieder. Fast wäre es dadurch sogar zu 

einer weiteren Verzerrung des Wahlergebnisses gekommen. 

Hätten nur circa 0,7 Prozent der Wähler/innen der Union statt 

der SPD ihre Stimme gegeben, Angela Merkel und Horst Seeho-

fer wäre die absolute Mehrheit sicher gewesen – und das mit 

gerade einmal 42 Prozent der Stimmen. Die Fünf-Prozent-Hürde 

erschwert es außerdem neuen politischen Kräften und Bewegun-

gen, sich zu etablieren. Ohne den Einzug in ein Parlament gibt es 

wenig mediale Aufmerksamkeit und ohne die mediale Aufmerk-

samkeit schlechtere Chancen auf den Einzug ins Parlament bei 

der nächsten Wahl. Die Altparteien profitieren natürlich davon 

und halten sich die lästige Konkurrenz gerne vom Leib. 

Mehr Demokratie fordert daher eine Absenkung der Sperr-

klausel bei Bundestagswahlen auf drei Prozent. Zusätzlich sollte 

eine sogenannte Ersatzstimme eingeführt werden. Sie gilt für 

den Fall, dass die eigentlich bevorzugte Partei an der Sperrklau-

sel scheitert. Wir werden uns jedenfalls weiterhin für ein faires 

Wahlrecht auf allen politischen Ebenen einsetzen und den Par-

teien bei Wahlrechtsfragen genau auf die Finger schauen. /

wahlen Erfolg hätte. Erstens umfasst der Bundestag mit rund 

600 Abgeordneten sechs Mal mehr Sitze als das Kontingent der 

deutschen EU-Abgeordneten. Entsprechend würde ohne Sperr-

klausel bei Bundestagswahlen bereits ein sehr kleiner Stimmen-

anteil ausreichen, um mit einer Person in das Parlament einzuzie-

hen. Das würden einige Mini-Parteien locker schaffen. Für einen 

Sitz im EU-Parlament sind hingegen rund ein Prozent der Wäh-

lerstimmen erforderlich, auch ohne Sperrklausel. Zweitens wählt 

der Bundestag die Bundesregierung und es gibt ein klares Ge-

genüber von Regierung und Opposition. Beides fehlt im EU-Par-

lament, das häufig mit wechselnden Mehrheiten operiert und 

durch eine Zusammenarbeit der größeren Fraktionen geprägt ist. 

Und drittens kann der Bundestag mögliche Fehlentwicklungen 

im Europawahlgesetz korrigieren, da er ja nicht selbst betroffen 

ist. Bei einem Wegfall seiner eigenen Fünf-Prozent-Hürde wäre 

dieser Weg aber womöglich versperrt.

Fünf-Prozent-Hürde angreifen!

Politisch ist es an der Zeit, auch die Fünf-Prozent-Hürde bei Bun-

destagswahlen in Frage zu stellen. Bei der Bundestagswahl im 

September sind so viele Stimmen wie noch nie für Parteien abge-

geben worden, die an der Fünf-Prozent-Hürde gescheitert sind. 

15,7 Prozent der abgegebenen Stimmen summieren sich auf 

knapp sieben Millionen Wähler/innen. Dies entspricht in etwa 

dem Stimmenanteil von DIE LINKE und Bündnis 90/Die Grü-

nen zusammen. Inzwischen wird die Fünf-Prozent-Hürde daher 

hinterfragt, unter anderem vom ehemaligen Präsidenten des 

Bundesverfassungsgerichtes Hans-Jürgen Papier. 
Dr. Michael Efler

Sprecher des Bundesvorstands von Mehr Demokratie.

Freude bei Dr. Martin Fehndrich von Wahlrecht.de und Dr. Michael Efler nach der Urteilsverkündung.
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Der aktuellste Konflikt derzeit ist der in der Ukraine. 

Was ist dazu Ihre Einschätzung als Konfliktforscher?

Vorab eine Einschränkung: Ich glaube nicht alles, was hier in 

den Medien berichtet wird. Die Berichterstattung ist Teil der 

Kriegsführung. Da ich auch nicht mehr Informationen habe als 

Medienberichte, möchte ich alles, was ich jetzt sage, unter die-

sen Vorbehalt stellen. 

Ich sehe das als ganz typisch an, was sich da abgespielt hat. 

Wir glauben ja grundsätzlich, dass Demonstrationen die Lage 

destabilisieren können – so lange, bis sich ernsthaft etwas bewe-

gen muss. Und es gab ja lange und große Demonstrationen in der 

Ukraine. Am Anfang waren die Proteste gewaltfrei, mit massi-

ven Forderungen zwar, aber gewaltfrei. Doch dann sind sie mehr 

und mehr umgeschlagen in Gewalt. Für diejenigen, die die De-

monstrationen organisieren und die das Ganze steuern, besteht 

darin ein großes Problem. Immer wenn Gewalt im Spiel ist, mi-

schen sich Kräfte ins Spiel ein, die davon profitieren und die ihre 

ganz eigenen Vorstellungen umsetzen wollen. Man muss vorbe-

reitet sein auf den Moment, wenn Gewalt ausbricht, weil das im-

mer das Eingreifen der Staatsgewalt legitimiert. Dann sind ent-

weder die Proteste beendet, weil die Staatsmacht sowieso am 

stärksten ist, oder die Situation wird komplett unübersichtlich 

und jegliche Kontrolle – von welcher Seite auch immer – wird 

unmöglich. Genau das ist jetzt in der Ukraine geschehen.

Im Grunde steckt die Krim in einer ähnlichen Situation wie 

Abchasien. In der ehemals georgischen Provinz leben mehrheit-

lich Russ/innen, was letztlich zu ihrer Unabhängigkeit geführt 

hat. Nach Abchasien waren viele russische Pensionäre gezogen, 

um am Schwarzen Meer ihren Lebensabend zu verbringen. Auch 

auf der Krim gibt es eine russische Bevölkerungsmehrheit, des-

halb glaubt man, dass die Krimbewohner/innen mehrheitlich für 

eine Abspaltung von der Ukraine sind. Daher wird man sagen: 

Lasst doch die Krimbewohner/innen selbst abstimmen über ei-

nen Verbleib in der Ukraine. Bei so einer Abstimmung wird man 

bestimmt auch internationale Wahlbeobachter/innen zulassen, 

weil man sich der Mehrheit sicher ist und die Wahlbeobachter/

innen zur Legitimierung des Ergebnisses braucht.

Sie beschreiben die Konfliktspirale in neun Eskalations-

stufen (siehe nebenstehende Grafik). Auf welcher Stufe 

befindet sich der Konflikt heute? 

Meine Einschätzung ist die: Das russische System, dessen Ge-

sicht Putin ist, will entweder eine selbständige oder eine eng an 

Russland angebundene Krim. Wir sind hier nicht weiter als Es-

kalationsstufe 3: Es werden einseitig Fakten gesetzt, aber es wird 

doch noch gesichtsschonend agiert, auch wenn die Medien teil-

weise schon über die Stränge schlagen. Die EU und die USA 

ringen um eine Antwort, aber sie agieren bislang mit nebulösen 

Ankündigungen, sie drohen nicht eindeutig und konkret. Umge-

kehrt spricht Putin Europa nicht die Glaubwürdigkeit ab. In die-

ser Situation ist eine Lösung noch möglich. Zwar befinden wir 

uns im Stadium „Taten statt Worte“, aber die Konfliktparteien 

reden noch miteinander. Allerdings wäre es wichtig, dass bisher 

Unbeteiligte hier vermittelnd auftreten, also eher nicht die EU, 

sondern zum Beispiel die Schweiz. 

Wann braucht ein Konflikt Hilfe von außen?

Bei der Ukraine ist es jetzt soweit, weil die Gesprächspartner sich 

in Positionen manövrieren, die ihnen den Weg zurück erschwe-

ren. Je mehr Fakten geschaffen werden, desto weniger Möglich-

keiten gibt es, davon wieder zurückzutreten. Aber ich glaube, der 

Wunsch nach einer friedlichen Lösung ist noch groß. Wenn Sie 

sich erinnern, wie die Sache mit Syrien ging: Da hat die syrische 

Regierung die Nebenbemerkung des US-Außenministers John 

Kerry, Syrien müsse seine Chemiewaffen vernichten, als Vor-

schlag des russischen Außenministers begierig aufgenommen. 

Man war sehr dankbar für diese Möglichkeit, einem Kompromiss 

zuzustimmen, in dem beide Seiten ihr Gesicht wahren konnten.

Ein Konflikt schlägt in Gewalt um und weitet sich sogar zu einer internationalen 

Krise aus – wie jetzt in der Ukraine. Ist eine gewaltfreie Lösung noch möglich?  

Ein Interview mit dem Konfliktforscher Prof. Dr. Friedrich Glasl.

interview: claudine nierth  foto flickr/Viktor Kovalenko (ukraine)  GRafik Liane Haug

konflikte und ihre 
eskalation
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win-win

lose-lose

win-lose

1 Verhärtung

2 Polarisation & Debatte

3 Taten statt Worte!

4 Sorge um Image und Koalition

5 Gesichtsverlust

6 Drohstrategien

7 Begrenzte Vernichtungsschläge

8 Zersplitterung

9 Gemeinsam  
in den Abgrund

	 1 Verhärtung 
n	 Standpunkte verhärten zuweilen, 

prallen aufeinander
n	 zeitweilige Ausrutscher und 

Befangenheit/Verkrampfung 
n	Ü berzeugung, dass die Spannun-

gen durch Gespräche lösbar sind
n	 noch keine starren Parteien oder 

Lager

	 2 Debatte
n	 Polarisierung im Denken, Fühlen 

und Wollen, Schwarz-Weiss- 

Denken 
n	 verbale Gewalt, Polemik
n	 Reden „zur Tribüne“, um zu 

überzeugen
n	 beginnender Kampf um  

Überlegenheit

	 3 Taten
n	 „Reden hilft nichts mehr“: 

Strategie der vollendeten 

Tatsachen
n	 non-verbales Verhalten dominiert, 

weicht vom verbalen Verhalten ab
n	 feste Gruppenbildung, Rollen-

Verfestigung
n	 Misstrauen, Verlust der Empathie

	 4 Images, Koalitionen
n	 Stereotypen, Klischees, Gerüchte 

beherrschen die Auseinanderset-

zung
n	 einander in negative Rollen 

manövrieren und bekämpfen
n	 Werben um Anhänger, Koalitionen
n	 Botschaften mit Doppelbindung, 

paradoxe Aufträge

	 5 Gesichtsverlust
n	 öffentliche und direkte Diskredi-

tierung des Gegners
n	 „vergiftetes“ Klima, auch für 

Unbeteiligte
n	E ngel-Teufel/Opfer-Täter als Bild
n	 Ziel, den Gegner auszustoßen/zu 

verbannen wird vorrangig

	 6 Drohstrategien
n	 (Sanktions-)Drohung und 

Gegendrohung, dadurch Ein-

schränkung der eigenen Hand-

lungsspielräume 
n	Ü berempfindlichkeit, Überreakti-

on und Überzeichnung
n	 Beschleunigung der Eskalation 

durch Ultimaten

	 7 Begrenzte  
Vernichtungsschläge

n	E ntmenschlichung des Gegners
n	 Ziel, dem Gegner möglichst zu 

schaden, wird vorrangig
n	 zunehmend irrationales Kalkül: 

eigener Schaden kleiner als der des 

Gegners = Gewinn

	 8 Zersplitterung
n	 Ziel, den Gegner zu lähmen/zu 

vernichten, wird vorrangig
n	 Strategie: Gegner auseinander 

treiben, zerstören
n	 noch wird mit dem eigenen 

Überleben gerechnet

	 9 Gemeinsam in den  
Abgrund 

n	 Kein Weg mehr zurück! 
n	 totale Konfrontation 
n	V ernichtung zum Preis der  

Selbstvernichtung
n	 Wille zum Selbstmord, wenn auch  

der Feind zugrunde geht! 

Das oben abgebildetete Neun-Ebenenmodell der Konflikteskalation nach Friedrich Glasl zeigt keinen Anstieg zu immer höheren 

Eskalationsstufen, sondern einen Abstieg zu immer primitiveren und unmenschlicheren Formen der Auseinandersetzung. Immer 

größere „unmenschliche“ Energien werden freigesetzt, die sich der menschlichen Steuerung und Beherrschung zunehmend entzie-

hen. Je nach Ebene greifen unterschiedliche Konfliktlösungsstrategien. Eine ausführliche Darstellung findet sich in Friedrich Glasl: 

„Konfliktmanagement. Ein Handbuch für Führungskräfte, Beraterinnen und Berater“, Haupt, Bern 9. Auflage 2009. 

Die Erläuterungen sind teilweise dem Buch von Friedrich Glasl entnommen, teilweise von der Redaktion zusammengefasst.
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Was kann ein Dritter in einen Konflikt hereinbringen, was 

den Konfliktpartnern fehlt?

Auf der dritten Stufe herrscht der Argwohn. Die Gesprächspart-

ner stehen Aussagen des Anderen misstrauisch gegenüber und 

gehen davon aus, dass die mehr negative Absichten haben, als sie 

zunächst vermuten lassen. Man verlässt sich mehr auf das Mut-

maßen und Interpretieren als auf das, was wirklich gesagt wird. 

Wenn Misstrauen herrscht, beginnen die Konfliktparteien prä-

ventive Gegenzüge zu planen nach dem Motto: „Bevor du mich 

überrumpelst, sorge ich dafür, dass ich schneller bin!“. Dann 

überstürzen sich die Ereignisse und die Situation wird für alle 

sehr unübersichtlich. In einer solchen Situation kann es hilfreich 

sein, wenn da ein neutraler Dritter vermittelt, indem er die Aus-

sagen der jeweils anderen Konfliktpartei übersetzt und erklärt, 

wie das Gesagte jeweils gemeint und wie es nicht gemeint ist – 

sozusagen als entgiftende Übersetzungshilfe. 

Und wenn ein Streit – nicht zwischen Staaten, sondern 

im kleinen Zwischenmenschlichen – vor Gericht gelandet 

ist? Gibt es dann noch Hoffnung auf Vermittlung durch 

Dritte oder eine Verständigung?

Es gibt immer die Möglichkeit, dass Bewegung reinkommt. Oft 

wird versucht, den Konflikt zuerst vor einer Schlichtungsstelle zu 

lösen, bevor er vor Gericht geht. Richter/innen sind heutzutage 

Univ. Prof. Dr. Dr. h.c. Friedrich Glasl

Ökonom, Organisationsberater 

und Konfliktforscher,  

Dozent an der Universität Salzburg, 

Autor zahlreicher Bücher. 

auch gehalten, die Streitparteien möglichst zu einer außergericht-

lichen Einigung zu bewegen. Es gibt durchaus Fälle, die vom Ge-

richtssaal wieder in die Schlichtung gehen, in denen sich die 

Streitenden doch noch einigen und sozusagen die Vernunft siegt. 

Die Streitenden hoffen, doch noch irgendwie mitgestalten zu 

können. Besonders, wenn der Ausgang des Gerichtsverfahrens 

offen ist und durchaus viel auf dem Spiel steht, versuchen die 

Streitenden dann, sich zu einigen. Das müssen sie nicht mit gro-

ßer Euphorie tun – oftmals spielt eher der Gedanke mit, dass man 

ja immer noch vor Gericht ziehen kann, wenn keine Einigung 

erzielt wird – aber sie denken sich dann, dass es einen Versuch 

wert sein könnte. „Besser ein Spatz in der Hand als eine Taube 

auf dem Dach“ lautet da wohl das passende Sprichwort. /

Das Interview führte Claudine Nierth am 4. März 2014.

Wochenlang campierten Tausende Menschen auf dem zentralen Majdan Nesaleschnosti (Platz der Unabhängigkeit) in Kiew, den die 

Protestierenden in „Euromaidan“ (Europaplatz) umtauften, um für die Hinwendung der Ukraine zur EU zu demonstrieren. 
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Bundesweite Volksentscheide

Ende 2013 waren rund 475.000 SPD-Mitglieder dazu aufgeru-

fen, über den Koalitionsvertrag der großen Koalition abzustim-

men. Das war der erste Mitgliederentscheid über einen Koali-

tionsvertrag auf Bundesebene überhaupt. Bei einer enorm hohen 

Beteiligung von rund 370.000 Mitgliedern (77,8 Prozent) ent-

schieden sich 76 Prozent der Abstimmenden für ein JA und da-

mit für den Eintritt in die große Koalition. Das Ergebnis ist bin-

dend, da sich mehr als die notwendigen 20 Prozent der Mitglieder 

an der Abstimmung beteiligt haben.

Die SPD-Führung verdient Respekt für diese mutige Ent-

scheidung. Es war klar, dass die meisten 

SPD-Mitglieder sich keine große Koaliti-

on wünschten. Insofern war die Abstim-

mung ein großes Risiko. Auf der anderen 

Seite nutzte sie der Parteiführung als 

Druckmittel gegenüber dem Koalitions-

partner. Der Mitgliederentscheid hat ein 

wichtiges Signal gesetzt. Wahrscheinlich 

kommt dieses In-strument künftig häufi-

ger zum Einsatz. 

Dennoch hat der Mitgliederentscheid 

teilweise heftige Kritik erfahren. Im Zentrum der medialen Auf-

merksamkeit stand der Vorwurf, der Mitgliederentscheid würde 

475.000 SPD-Mitgliedern mehr Rechte einräumen als den elf 

Millionen Deutschen, die SPD gewählt haben – viele dürften den 

schon legendären Schlagabtausch zwischen Sigmar Gabriel und 

Marietta Slomka im Fernsehen in Erinnerung haben. Es wurde 

sogar gemutmaßt, der Mitgliederentscheid sei verfassungsrecht-

lich unzulässig, weil er einem „imperativen Mandat“ für die SPD-

Abgeordneten gleichkomme. Doch wie wird sonst über Koali-

tionsverträge entschieden? Im Normalfall befindet ein Parteitag 

über den Vertrag, bei der Union reicht häufig sogar ein Parteivor-

standsbeschluss aus. Damit beschließt ein sehr viel kleinerer Per-

sonenkreis, bei dem zudem Parteifunktionäre eine bestimmende 

Rolle spielen, diese zentrale Frage. Ein Mitgliederentscheid be-

deutet demgegenüber natürlich eine Demokratisierung. Der Ver-

gleich mit den SPD-Wähler/innen ist komplett unsinnig, weil 

diese nicht über einen Koalitionsvertrag entschieden haben und 

ohnehin stark unterschiedliche Koalitionspräferenzen haben. Die 

Verfassungsbeschwerde gegen den Mitgliederentscheid wies das 

Bundesverfassungsgericht kurz und trocken zurück mit der über-

zeugenden Begründung, dass die Entscheidung einer Partei über 

einen Koalitionsvertrag kein staatliches Handeln, sondern die 

Vorbereitung eines parlamentarischen Willensbildungsprozesses 

sei. Und bei dessen Umsetzung sind die Abgeordneten durch den 

Mitgliederentscheid nicht stärker gebunden als durch die Frakti-

onsdisziplin.

Berechtigt ist dagegen die vor allem innerparteilich geübte 

Kritik an dem konkreten Ablauf des Mit-

gliederentscheides. Denn das Anschrei-

ben an die Parteimitglieder enthielt neben 

dem Koalitionsvertrag selbst einen Brief, 

der nicht nur das Verfahren des Mitglie-

derentscheides erläuterte, sondern auch 

deutlich dazu aufforderte, mit Ja zu stim-

men. Ein zusätzlicher Begleittext listete 

außerdem ausschließlich die Erfolge der 

SPD bei den Koalitionsverhandlungen 

auf. Dies war sicherlich ein Verstoß gegen 

die Fairness des Verfahrens. Allerdings ist kaum davon auszuge-

hen, dass dies für das Ergebnis eine ausschlaggebende Rolle ge-

spielt hat. 

War dieser Mitgliederentscheid eine Sternstunde der (inner-

parteilichen) Demokratie oder lediglich eine inszenierte Mit-

gliederbeteiligung? Aus meiner Sicht überwiegen die positiven 

Aspekte trotz der beschriebenen Fairnessverstöße des Parteivor-

standes eindeutig. Mehr Demokratie sollte sich für eine Stär-

kung fairer innerparteilicher (Direkt-)Demokratie einsetzen. 

Klar bleibt natürlich, dass die zentrale Demokratieaufgabe nach 

wie vor die Einführung direktdemokratischer Verfahren auf 

Bundesebene ist. /

„Mehr Demokratie sollte 
sich für eine Stärkung 
fairer innerparteilicher 

(Direkt-)Demokratie  
einsetzen.“

Michael Efler

Bundesvorstandssprecher von Mehr Demokratie.

sternstunde
der Demokratie? 
Stellt der Mitgliederentscheid der SPD über den Koalitionsvertrag 

eine neue Ära innerparteilicher Demokratie dar? Ein Kommentar.

Text Dr. michael efler
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Wahlkampf und Wahlen in Ungarn sind nach Prinzipien abgelaufen,  

die demokratisch fragwürdig sind. Ein Interview mit dem ungarischen 

Demokratieforscher Dr. Zoltán Tibor Pállinger.

Interview Neelke Wagner

„kaum schranken gegen 
die mehrheitsherrschaft“

In deutschen Medien wurde viel über Einschränkungen 

des Wahlrechts durch die jüngste Wahlrechtsreform in 

Ungarn berichtet. Wie ist Ihre Einschätzung dazu?

Problematisch ist die Reform zunächst deshalb, weil diese im 

Parlament von der Regierungsmehrheit durchgedrückt wurde, 

ohne dass ein Konsens gesucht wurde. Auf der Ebene der politi-

schen Kultur und der Institutionen existieren kaum (noch) 

Schranken gegen die Mehrheitsherrschaft. Und generell ist das 

neue ungarische Wahlgesetz viel stärker nach dem Prinzip der 

Mehrheitsdemokratie orientiert. Positiv ist dagegen zu sehen, 

dass das überaus große Parlament um 40 Prozent reduziert wur-

de – von 386 auf 199 Sitze.

Es heißt, die mit Zweidrittelmehrheit regierende Partei 

Fidesz hätte sich die neuen größeren Wahlkreise so zu-

geschnitten, wie es für die Partei am besten ist – eine 

Praxis, die Gerrymandering genannt wird.

Das stimmt: In Ungarn werden künftig 106 Sitze über Direkt-

mandate vergeben und 93 über Parteilisten. Die Wahlkreise 

wurden fundamental verändert, was aufgrund der Mandatsre-

duktion auch notwendig war. Dabei wurden die Wahlkreise so 

zusammengefügt, dass sie die gegenwärtige Mehrheit begünsti-

gen. Außerdem sind sie sehr unterschiedlich groß. Modellrech-

nungen deuten in ihrer Mehrheit darauf hin, dass der neue Zu-

schnitt der Wahlkreise tendenziell die Regierungspartei 

begünstigt. Mit den neuen Wahlkreisen und dem neuen Wahl-

system hätte Fidesz wahrscheinlich die Wahlen 2002 und 2006 

gewonnen und nicht die Sozialisten. 

Gibt es weitere Einschränkungen?

Ja, etwa die Änderung der Parteifinanzierung. Direktkandi-

dierende bekommen für ihren Wahlkampf eine Million Forint 

(umgerechnet rund 3.200 Euro) vom Staat und müssen das 

über eine staatliche Kreditkarte abrechnen. Wenn sie weniger 

als zwei Prozent der Stimmen erreichen, müssen sie das zu-

rückzahlen. Das benachteiligt natürlich Kandidierende kleiner 

Parteien.

Dann wird Wahlwerbung in den privaten TV-Sendern ver-

hindert – allerdings nicht direkt. Der Trick ist, dass die Sender, 

wenn eine Partei bei ihnen Wahlwerbung schaltet, den anderen 

Parteien genauso viel Zeit zur Verfügung stellen müssen – und 

das alles gratis. Es lohnt sich natürlich nicht für einen privaten 

TV-Sender, teure Werbeminuten umsonst zur Verfügung zu 

stellen. Auch das Hängen von Wahlplakaten auf öffentlichem 

Grund wurde erschwert. Man darf zum Beispiel keine Wahlpla-

kate an Straßenlampen hängen, weil das die Verkehrssicherheit 

gefährde und auch an historischen Gebäuden ist das verboten. 

Auf kommerziellen Werbeflächen darf man dagegen Wahlpla-

kate kleben, aber ein großer Teil dieser Flächen gehört einer 

Fidesz-nahen Unternehmung. Und dort ist nicht sichergestellt, 

dass die Gleichbehandlung eingehalten wird.

Außerdem betrifft die Beschränkung der Wahlwerbung 

nicht die „Regierungsinformationen“. Die Regierung bewirbt 

ihre Politik breit mit Sprüchen wie „Ungarn zeigt eine bessere 

Leistung“ und behauptet, die makroökonomischen Daten sähen 

besser aus, die Arbeitslosigkeit und das Staatsdefizit gingen zu-

rück, es herrsche wieder Ordnung, man sei nicht korrupt. Dem-

gegenüber steht das linke Lager, das die wirtschaftlichen Erfol-

ge anzweifelt und sagt, bestehende Probleme seien nur 

übertüncht worden und in Ungarn werde der Rechtsstaat einge-

schränkt. Schließlich darf man auch nicht vergessen, dass die 

Fidesz ihre Mehrheit genutzt hat, um eine eigene Mehrheit in 

unabhängigen Institutionen – etwa dem Verfassungsgericht 

oder der Wahlkommission – zu etablieren. 
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Wie werden diese Punkte in Ungarn diskutiert?

Ungarn ist so tief gespalten, dass es zwei Diskurse gibt. Die 

Regierungspartei weist darauf hin, dass man jetzt Ordnung 

schafft und versucht, Korruption auszuschließen. Von der Op-

position wird das gewertet als Einschränkung der Demokratie. 

Je nach politischem Standpunkt hat man 

entweder überhaupt keine Probleme mit 

diesem Wahlrecht oder man sagt, dass 

damit die kleineren Parteien benachtei-

ligt werden und die Macht von Fidesz 

zementiert wird. Von außen und in der 

Wissenschaft sieht man diese Probleme 

viel klarer, aber in Ungarn wird jede Po-

sition nur als Parteimeinung angesehen, 

das ist wie so eine Art Stammesdenken. 

In den deutschen Medien war die Fra-

ge sehr präsent, was es mit dem spe-

ziellen Wahlrecht für ethnische Min-

derheiten auf sich hat.

Die Vertretung der ethnischen Minder-

heiten in Ungarn ist seit dem System-

wechsel ein ungelöstes Problem. Das 

neue Wahlsystem reserviert für jede an-

erkannte ethnische Minderheit einen 

Parlamentssitz, der über eine spezielle 

Liste der Minderheitenselbstverwaltung 

besetzt wird. Das sind keine Parteien, 

sondern quasi Autonomieorgane. Wer 

als Angehöriger einer Minderheit für 

diese Liste stimmen will, muss sich dafür registrieren lassen 

und verliert damit das Recht, seine oder ihre Zweitstimme für 

eine Partei abzugeben. Positiv zu sehen an den Minderheiten-

listen ist, dass nicht die allgemeine Fünf-Prozent-Hürde, son-

dern eine verminderte Quote gilt. Wenn eine Minderheitenli-

ste diese spezielle Hürde überschreitet, kann sie einen – und 

nur einen – Abgeordneten ins Parlament entsenden. Schaffen 

sie diese Quote nicht, dann kommt der erstplatzierte Kandidat 

nur als Sprecher ohne Stimmrecht ins Parlament. 

Das hat mehrere Auswirkungen. Erstens diskriminiert die-

se Regelung Minderheitenparteien. Es gibt etwa eine Roma-

Partei, die will sich für die Wahlen registrieren, aber sie könn-

te nur von Menschen gewählt werden, die sich zuvor nicht als 

Angehörige der Roma registriert haben. Zweitens ist zum Bei-

spiel die Organisation der Roma sehr Fidesz-nah. Sie können 

als registrierter Rom somit nur für eine Fidesz-nahe Liste 

stimmen. Hier gilt ein ethnisches Prinzip: Wenn Sie Mitglied 

einer Minderheit sind, dann sind ihre politische Identität und 

die politischen Differenzen zweitrangig, es zählt nur die ethni-

sche Zugehörigkeit. 

Auch werden die Auslandsungarn unterschiedlich behan-

delt. Ethnische Ungarn ohne Wohnsitz in Ungarn können 

brieflich abstimmen. Im Ausland ansässige Ungarn, die noch 

über einen ungarischen Wohnsitz verfü-

gen, müssen hingegen ihre Stimme an 

vorher bezeichneten Orten (meist Bot-

schaften und Konsulaten) abgeben.

Wie ist die Situation der direkten 

Demokratie in Ungarn?

Das ist ein sehr trauriges Thema. Erstens 

wurde das Recht der Parlamentarier ein-

geschränkt, Volksabstimmungen auszu-

schreiben. Dies kann nur noch auf Antrag 

der Regierung oder des Staatspräsidenten 

geschehen. Daneben besteht auch die 

Möglichkeit, eine Volksabstimmung 

durch eine Volksinitiative auszulösen. 

Zweitens hat ein 50-prozentiges Teilnah-

mequorum das 25-prozentige Zustim-

mungsquorum abgelöst. 50 Prozent Teil-

nahme, das haben in den letzten Jahren 

drei von 12 Vorlagen geschafft. In Zu-

kunft werden es Volksabstimmungen also 

viel schwerer haben. Drittens sind das re-

präsentative System und die direkte De-

mokratie nicht verzahnt. Wenn man 

200.000 Unterschriften gesammelt hat, 

muss das Parlament eine Volksabstimmung ansetzen. Aber es 

muss keine Stellungnahme dazu abgeben, es kann keinen Gegen-

vorschlag zur Abstimmung stellen, es muss nicht einmal inhalt-

lich debattieren. Das verhindert natürlich den Dialog zwischen 

repräsentativer und direkter Demokratie. Diese Ausrichtung der 

direkten Demokratie ist nicht anwenderfreundlich. /

Zoltán Tibor Pállinger

Seit 2007 Leiter des Lehrstuhls für Politikwissenschaft III 

an der Andrássy Gyula Deutschsprachigen Universität 

Budapest. Seine Forschungsschwerpunkte: Demokratie, 

Politische Theorie und Ideengeschichte, Governance und 

Kleinstaatenforschung. Mitentwickler eines Wahlomaten 

für die Parlamentswahlen 2014 in Ungarn (vokskabin.hu).

„Mit dem neuen Wahl
system hätte wahrschein-
lich Fidesz die Wahlen 

2002 und 2006 gewonnen 
und nicht die Sozialisten.“

Zoltán Tibor Pállinger
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ermöglicht Bürger/innen den Dialog mit 

ihnen. Die Seite abgeordnetenwatch.de 

diente bereits als Vorbild für vergleichba-

re Portale in mehreren anderen Ländern. 

Der Award ehrt den Einsatz für demokra-

tische Werte und deren Umsetzung. 

FragdenStaat.de, ein Projekt der Open 

Knowledge Foundation Deutschland e.V, 

wurde für die Veröffentlichung eines in-

ternen Gutachtens des Bundesinnenmi-

nisteriums abgemahnt. Das Gutachten 

bestätigt, dass die Fünf-Prozent-Hürde bei 

Europawahlen, die das Bundesverfas-

sungsgericht beanstandet hatte (siehe auch 

Seite 16), nicht verfassungskonform ist. 

Auch eine Sperrklausel von 2,5 Prozent 

schätzt die Studie als wahrscheinlich 

nicht verfassungskonform ein. Fragden-

Staat.de bezeichnete die Abmahnung als 

demokratieschädigende Verschleierungs-

taktik der Bundesregierung.

Europa Als erste erfolgreiche Europäi-

sche Bürgerinitiative (EBI) konnte 

„Right2Water“ Mitte Februar vor dem 

Europäischen Parlament und der EU-

Kommission vorsprechen. Das Bündnis 

aus mehr als 25 Verbänden, das mehr als 

1,6 Millionen Stimmen in 25 EU-Län-

Ägypten 98,1 Prozent der Abstimmen-

den haben sich im Januar für die neue 

Verfassung ausgesprochen. Die Beteili-

gung lag bei 38,6 Prozent. Die Muslim-

bruderschaft, Partei des im Juli 2013 ge-

stürzten Präsidenten Mohammed Mursi, 

hatte zum Boykott der Abstimmung auf-

gerufen. Die vom Militär gestützte Über-

gangsregierung von Ministerpräsident 

Hasim al-Beblawi hatte die Verfassung 

ausgearbeitet. Seit dem Rücktritt der Re-

gierung Ende Februar gilt eine Kandida-

tur von Armeechef Abdel Fattah al-Sisi 

für das Präsidentenamt als sicher. Wird er 

gewählt, würde das dem Militär in Ägyp-

ten endgültig bestimmenden Einfluss si-

chern. Die jetzt verabschiedete Verfas-

sung sieht bereits einen Sonderstatus des 

Militärs vor. Zum Beispiel führt sie die 

aus der Zeit Hosni Mubaraks bekannten 

Militärtribunale, vor die auch Zivilist/in-

nen gestellt werden können, wieder ein.

Deutschland Das 2004 gegründete In-

ternetportal abgeordnetenwatch.de wur-

de mit dem „democracy award 2013“ aus-

gezeichnet. Die Hamburger Internetseite 

stellt Informationen über Bundes- und 

Landesabgeordnete zur Verfügung und 

kurz notiert
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dern sammeln konnte, richtet sich gegen 

die Privatisierung öffentlicher Wasser-

versorger. Die EBI fordert, die Wasser-

versorgung von den Binnenmarktgeset-

zen der EU auszunehmen, Wasser- und 

sanitäre Grundversorgung zum Bürger-

recht zu erheben sowie Wasser als univer-

selles Grundrecht zu verankern. 

Italien Der italienische Verfassungsge-

richtshof hat zu Beginn des Jahres gro-

ße Teile des italienischen Wahlrechts 

für verfassungswidrig erklärt. Das ita-

lienische Wahlrecht gehört zu den kom-

pliziertesten Europas. So erhält die Par-

tei mit dem stärksten Wahlergebnis 

einen Stimmenbonus, der ihr unabhän-

gig von ihren absoluten Stimmzahlen 

rund 55 Prozent der Sitze sichert. Diese 

Regelung und die Praxis der geschlosse-

nen Wahllisten müssen nun reformiert 

werden. 

Kroatien Mit einer erfolgreichen Unter-

schriftensammlung und dem darauf fol-

genden Volksentscheid hat die Initiative 

„Im Namen der Familie“ die Aufnahme 

des christlichen Familienbildes in die 

Verfassung erreicht. Die sozialdemokra-

kurz notiert
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men wurde eine dritte Vorlage zu Finan-

zierung und Ausbau der Eisenbahninfra-

struktur mit 57,6 Prozent. 

Spanien Ein Bündnis katalanischer Par-

teien hat zum Ende des Jahres ein Refe-

rendum zur Unabhängigkeit Kataloniens 

angekündigt. Unter Führung des katalani-

schen Ministerpräsidenten Artur Mas will 

die Initiative bis November eine legale 

Basis für die Abstimmung schaffen. Spa-

nien lehnt mit Unterstützung des EU-

Ratspräsidenten van Rompuy das Refe-

rendum ab und spricht sich gegen jegliche 

Unabhängigkeitsbemühungen der Region 

aus. Katalonien gilt als wirtschaftsstärk-

ste Region Spaniens und strebt seit Jahr-

zehnten die Unabhängigkeit an.

Thailand Seit November protestieren in 

Thailand verschiedene Bevölkerungs-

gruppen für Reformen im Land. Die vor-

gezogenen Neuwahlen, die Ministerprä-

sidentin Yingluck Shinawatra angesichts 

der Unruhen für den 4. Februar angesetzt 

hatte, wurden von der Opposition boy-

kottiert und teilweise mit Gewalt verhin-

dert. Millionen Menschen konnten nicht 

abstimmen. Anfang März fanden deswe-

Ende 2013 einen ersten Verfassungsent-

wurf vorlegen. Stattdessen versuchten die 

Abgeordneten, eigenmächtig ihre Man-

datszeit zu verlängern, gaben aber nach 

anhaltenden Demonstrationen auf. Ob die 

verfassunggebende Versammlung fristge-

recht einen Entwurf vorlegt, ist offen, 

denn es gibt mehrere grundsätzlich unter-

schiedliche Auffassungen darüber, wie 

der künftige Staat gestaltet sein soll.

Schweiz Mit einer sehr hohen Beteili-

gung von 55 Prozent fanden Anfang Feb-

ruar in der Schweiz drei Volksentscheide 

statt. Europaweit für Aufsehen sorgte die 

knappe Mehrheit von 51,1 Prozent für die 

Einführung strengerer Einwanderungsre-

gelungen (siehe auch Seite 12). Die von 

der rechtskonservativen SVP eingereichte 

Initiative muss spätestens in drei Jahren 

umgesetzt sein und wird auch Auswirkun-

gen auf EU-Bürger/innen haben. Zugleich 

entschieden die Schweizer/innen über 

zwei weitere Vorlagen. Klar gescheitert ist 

die Initiative „Abtreibungsfinanzierung 

ist Privatsache“ mit nur 32,1 Prozent, die 

gefordert hatte, dass Frauen Schwanger-

schaftsabbrüche künftig privat bezahlen 

müssen. Von den Eidgenossen angenom-

tische Regierung, die die Initiative ab-

lehnte, will ein entsprechendes Gesetz 

verabschieden, aber gleichzeitig die 

Rechte gleichgeschlechtlicher Lebensge-

meinschaften stärken. Der Volksent-

scheid gilt als Erfolg der mit-initiierenden 

Rechtspopulisten. Diese kündigten be-

reits ein weiteres Referendum an, das sich 

gegen die zweisprachige Beschilderung 

in Städten mit hohem serbischem Bevöl-

kerungsanteil richtet. Die Regierung ver-

sucht nun, Volksabstimmungen über die 

Rechte von Minderheiten zu verbieten.

Libyen Am 20. Februar wurde eine ver-

fassunggebende Versammlung gewählt, 

die innerhalb von vier Monaten einen Ver-

fassungsentwurf vorlegen soll. Die Ab-

stimmung wurde von Unruhen und An-

schlägen überschattet, die Wahlbeteiligung 

lag bei 15 Prozent. Lediglich rund 30 Pro-

zent der Wahlberechtigten hatten sich 

überhaupt für die Wahl registrieren lassen. 

Dem vorausgegangen waren Proteste der 

Bevölkerung gegen das Übergangsparla-

ment, das nach dem Sturz von Diktator 

Muammar al-Gaddafi Anfang 2011 für 

eine Übergangszeit von zwei Jahren ge-

wählt worden war. Dieses sollte eigentlich 

„Marsch der Freiheit“ im Januar 2012 in Tunis.
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islamischen Regierungspartei Ennah-

da und der säkular orientierten Oppo-

sition zogen den Prozess auf mehr als 

zwei Jahre in die Länge. Die Verfassung 

schreibt eine präsidiale Demokratie fest. 

Das einzige direktdemokratische Instru-

ment ist ein Referendum (Artikel 3), das 

allerdings nur durch die oder den Präsi-

dent/in der Republik ausgelöst werden 

kann. Das Staatsoberhaupt kann Gesetze, 

die internationale Verträge oder die von 

der Verfassung garantierten Grund- und 

Freiheitsrechte betreffen, dem Volk zur 

Abstimmung vorlegen – muss dies aber 

nicht. Über die Verfassung selbst wurde 

nicht vom Volk abgestimmt. 

Ukraine Nach monatelangen Protesten 

in mehreren Städten des Landes ist Vik-

tor Janukowitsch als Präsident der Ukra-

ine zurückgetreten und geflüchtet. Das 

Parlament setzte für den 24. Mai Neu-

wahlen an. Bis eine neue Regierung ge-

bildet ist, übernimmt Alexander Turts-

chinow als Interimspräsident die 

Regierungsgeschäfte. In dem Land 

herrscht großer Bedarf an demokrati-

schen Reformen. Tausende Menschen 

waren seit vergangenem November auf 

gen in 101 Wahlkreisen Nachwahlen 

statt, die friedlich verliefen. Statt Wahlen 

fordern die Regierungsgegner/innen ei-

nen nicht gewählten sogenannten Volks-

rat, der eine Reihe von Reformen durch-

setzen soll, weil Regierung und 

Parlament korrupt seien. Die Unterstüt-

zer der Regierung werfen der Opposition 

vor, sie wolle die Demokratie abschaf-

fen. Die Unruhen kosteten laut der Zei-

tung DIE ZEIT vom 2. März 2014 bisher 

21 Menschen das Leben, Hunderte wur-

den verletzt. 

Tunesien Die tunesische Nationalver-

sammlung –  so heißt das dortige Par-

lament – hat am 26. Januar eine neue 

Verfassung verabschiedet, mit 200 Ja-

Stimmen bei zwölf Gegenstimmen und 

vier Enthaltungen. Die parlamentarisch 

gewählte verfassunggebende Versamm-

lung, die das Werk ausgearbeitet hatte, 

kam im Oktober 2011 erstmals zusam-

men – ein Dreivierteljahr nach Beginn 

der Revolution, die zum Sturz des lang-

jährigen Machthabers Zine El-Abidine 

Ben Ali führte. Eigentlich sollte die 

Verfassung binnen eines Jahres fertig 

werden. Aber Konflikte zwischen der 

die Straße gegangen und hatten teilweise 

wochenlang auf zentralen Plätzen wie 

dem Kiewer Majdan Nesaleschnosti 

campiert, um ihrer Forderung nach ei-

nem Rücktritt Janukowitschs Ausdruck 

zu verleihen. Im Februar waren die Pro-

teste in Gewalt umgeschlagen. Nachdem 

ein von Janukowitsch gesetztes Ultima-

tum verstrichen war, ging die Polizei ge-

waltsam gegen Demonstrierende vor, die 

ein Ministerium besetzt hielten. 80 Men-

schen kamen dabei ums Leben. Inzwi-

schen befindet sich Janukowitsch im rus-

sischen Exil; der Konflikt konzentriert 

sich nun auf die Autonome Provinz 

Krim. Eine Analyse des Konfliktfor-

schers Friedrich Glasl dazu finden Sie 

auf Seite 18. /

Benjamin Böhl

Mitarbeiter im Berliner  

Mehr Demokratie-Büro

Neelke Wagner

Politikwissenschaftlerin,  
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Bundesländer

tion und Innenpolitik“. Seit 1946 gab es insgesamt 312 direktde-

mokratische Verfahren, dazu 54 unverbindliche Petitionen. Die-

se 312 Verfahren teilen sich wie folgt auf: 286 Anträge auf 

Volksbegehren, ein fakultatives Referendum sowie 25 obligato-

rische Referenden. 

Die Erfolgsquote der 2013 abgeschlossenen Verfahren lag 

bei 41 Prozent, und damit weit über dem langjährigen Durch-

schnitt von 30 Prozent. Erfolg 

wird dabei immer im Sinne der 

Initiative gewertet; es muss 

nicht immer zum Volksent-

scheid kommen. Oft werden 

Initiativen bereits vorher vom 

Parlament übernommen. Volks-

entscheide fanden seit 1946 nur 

21 Mal statt. Davon waren sta-

tistisch gesehen 60 Prozent er-

folgreich.

Wiederum verdeutlicht der 

Volksbegehrensbericht die Pro-

bleme, die noch immer in der 

Ausgestaltung der direkten De-

mokratie liegen: Hohe Quoren, 

lange Sammlungsfristen und 

Themenausschlüsse. Trotzdem 

lässt sich auf Landesebene als 

langjähriger Trend eine zuneh-

mend bürgerfreundliche Ausge-

staltung auf Landesebene aus-

machen. Hoffnungen machen 

auch Reformen in Bremen und 

im Saarland sowie angekündigte Reformen in Baden-Württem-

berg, Hessen und Niedersachsen. /

TIPP Den gesamten Bericht können Sie unter  

www.mehr-demokratie.de/vb2013.html lesen und herunterladen.

2013 war ein bewegtes Jahr für die direkte Demokratie. Der 

Volksentscheid auf Bundesebene schien während der Koali- 

tionsverhandlungen zum Greifen nah, und dann sollten noch 

zwei Volksentscheide in Hamburg und Berlin die Richtung der 

Energieversorgung in beiden Ländern bestimmen. Warum 

scheiterte die Berliner Abstimmungsvorlage trotz einer Mehr-

heit von 83 Prozent, während der Volksentscheid in Hamburg 

mit einer wesentlich knapperen 

Mehrheit von 51 Prozent gültig 

war? Der neue Volksbegeh-

rensbericht gibt Auskunft.

Grund dafür ist das Berli-

ner Zustimmungsquorum von 

25 Prozent, in Hamburg gibt es 

so etwas nicht. Dieses Beispiel 

zeigt, wie stark sich Quoren 

auf den direktdemokratischen 

Prozess auswirken können. 

Beide Initiativen haben zudem 

nicht nur in Hamburg und Ber-

lin, sondern in der gesamten 

Republik die öffentliche Dis-

kussion über die Zukunft der 

Energieversorgung angeregt. 

Die Bürger/innen wollen mehr 

denn je bei wichtigen Themen 

mitentscheiden.

Dieses Fazit zieht der neue 

Volksbegehrensbericht insge-

samt. Wie in den Jahren zuvor 

starteten auch 2013 neue Ver-

fahren: Neun insgesamt, genauso so viele wie 2012. Insgesamt 

gab es im vergangenen Jahr 21 laufende direktdemokratische 

Verfahren, elf wurden abgeschlossen. Neben den beiden „von 

unten“ initiierten Volksentscheiden zur Energieversorgung fan-

den in Bayern noch fünf obligatorische Referenden statt, die 

dort bei Verfassungsänderungen zwingend abgehalten werden 

müssen. Sie wurden allesamt angenommen. Themenschwer-

punkte der neu eingeleiteten Verfahren 2013 waren auf Platz 

eins „Bildung“ und auf Platz zwei „Demokratie, Staatsorganisa-

Volksbegehrensbericht 
2013 erschienen
Text Regine laroche  grafik liane haug

Regine Laroche

Pressesprecherin von Mehr Demokratie.
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Bundesländer

Schnell mussten Unterschriftenlisten und Flyer gedruckt, Pla-

kate aufgestellt, eine Website installiert werden. Ein Aktions-

camp wurde gegründet, Sammler/innen mobilisiert und ge-

schult, eine „Mahnwache“ gegen den Missbrauch der Verfassung 

am Jungfernstieg gehalten und ein Aktionstag veranstaltet. Hin-

zu kam natürlich die Überzeugungsarbeit. Denn die Thematik 

– Verfassungsmissbrauch, Wahlrecht, fakultatives Referen-

dum – war abstrakt und machte es nicht einfach, die Hamburger 

Bürger/innen von der Brisanz der Thematik zu überzeugen.

Das Urteil

Trotz der schwierigen Umstände lief die Kampagne ab Februar 

auf Hochtouren. Doch dann kam am 21. Februar das Urteil des 

Verfassungsgerichts. Das Referendumsbegehren war in den Au-

gen der Richter/innen unzulässig – und die Kampagne damit auf 

einen Schlag vorbei. Das Urteil ist komplex und mutet paradox 

an: Die Einführung einer Sperrklausel ändere zwar das Wahl-

recht, aber wenn sie in die Verfassung geschrieben wird, gelte 

dies nicht als Wahlrechtsänderung, weil zwischen einfachge-

setzlichen Regelungen und solchen mit Verfassungsrang ein sig-

nifikanter Unterschied bestehe. Das fakultative Referendum sei 

daher nicht anwendbar.

Und jetzt?

Dieses Urteil war natürlich nicht gerade erfreulich. Im Endef-

fekt bedeutet es, dass den Parteien nun bei unliebsamer Volks-

gesetzgebung oder störenden Verfassungsgerichtsurteilen stets 

der Weg über die Verfassungsänderung offen steht. Damit kön-

nen demokratische Kontrollmechanismen einfach ausgehebelt 

werden. Andererseits herrscht nun die Rechtsklarheit, die zu 

Beginn der Kampagne fehlte. Das schafft einen Ausgangspunkt, 

um aktiv werden zu können. Die eklatante Schwächung der 

Hamburger Volksgesetzgebung, die mit dem Urteil einher geht, 

wird Mehr Demokratie nicht hinnehmen. Der Landesverband 

prüft nun, ob die Einführung eines obligatorischen Referen-

dums für Verfassungsänderungen, wie es sie in Bayern und Hes-

sen bereits gibt, die richtige Antwort darauf ist. /

Im Januar 2013 erklärte das Hamburgische Verfassungsgericht 

die bis dahin geltende Drei-Prozent-Sperrklausel bei Bezirks-

versammlungswahlen für verfassungswidrig. Die Sperrklausel 

beeinträchtige die Chancengleichheit der Parteien und wider-

spreche dem Grundsatz der Stimmengleichheit. „Funktionsstö-

rungen“, die allein eine solche Klausel rechtfertigen könnten, 

konnte das Gericht nicht erkennen. Im Prinzip bestätigte das 

Gericht nichts anderes als das, was über die letzten Jahre in so 

gut wie allen anderen Bundesländern für Kommunalwahlen 

Standard geworden ist. Aber den großen Hamburger Parteien – 

SPD, CDU und GAL – passte das nicht. Und deshalb beschlos-

sen sie im Dezember kurzerhand, die Hürde einfach in die Ver-

fassung zu schreiben und so das unliebsame Urteil zu umgehen.

Die Kampagne

Vor diesem Hintergrund gründete Mehr Demokratie Hamburg 

das Bündnis „Faires Wahlrecht – Jede Stimme zählt!“. Mit da-

bei waren einige kleinere Parteien, Organisationen wie wahl-

recht.de und der OMNIBUS sowie Hamburger Initiativen. Am 

13. Dezember 2013 wurde das Gesetz verabschiedet. Noch am 

selben Tag meldete das Bündnis ein fakultatives Referendum 

dagegen an. Dieses Instrument sorgt in Hamburg dafür, dass 

Änderungen des Wahlrechts dann dem Volk zur Abstimmung 

vorgelegt werden, wenn innerhalb von drei Monaten 2,5 Prozent 

der Wahlberechtigten – 32.000 in absoluten Zahlen – dafür un-

terschreiben. Bei drei Monaten Sammelzeit ist das nicht wenig. 

Zudem wurde das neue Gesetz so eilig durch die Bürgerschaft 

gepeitscht, dass praktisch keine Zeit zur Vorbereitung blieb. 

Und es war unklar, ob das Referendum überhaupt zulässig sei. 

Ebenfalls am 13. Dezember hatte der Senat beim Verfassungs-

gericht die Prüfung der Initiative auf Zulässigkeit beantragt. 

Dennoch steckte das Bündnis alle verfügbare Energie in die Un-

terschriftensammlung, um überhaupt eine Chance zu haben. 

Patrick Samtlebe

Mitarbeiter im Mehr Demokratie-Büro Hamburg, studiert 

Politologie an der Universität Hamburg.

nicht  
hürdenfrei
In Hamburg sollte das bundesweit erste 

Referendumsbegehren die Drei-Prozent-

Hürde bei Bezirksversammlungswahlen 

kippen – doch das Hamburgische Ver-

fassungsgericht stoppte die Kampagne.

text Patrick Samtlebe
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Der Landesverband Niedersachsen freut sich 

über jede Unterstützung! Bitte wenden Sie sich 

an Dirk Schumacher oder Tim Weber per 

Telefon unter 0421–794 63 70 oder per E-Mail 

an dirk.schumacher@mehr-demokratie.de. 

Niedersachsen  
anschieben!
Während anderswo Reformen stattfinden, steht Nieder-

sachsen still. Doch mit dem Regierungswechsel hat sich 

ein Fenster geöffnet. Mehr Demokratie will das nutzen.

text Tim Willy Weber
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Zu viele Begehren unzulässig

Alle Fallstricke zusammen genommen 

bilden ein Fangnetz, aus dem sich die 

Bürger/innen oft nicht befreien können. 

In Niedersachsen sind viele Themen aus-

geschlossen – auch die Bauleitplanung. 

Deshalb können die Bürger/innen viele 

wichtige Fragen nicht direkt entscheiden. 

Ein Bürgerbegehren gegen die Errichtung 

einer Biogasanlage zum Beispiel ist unzu-

lässig, sobald der Rat den Aufstellungs-

beschluss – das ist der erste Verfahrens-

schritt bei der Bauleitplanung  – gefasst 

hat. Der in Niedersachsen notwendige 

Kostendeckungsvorschlag ist ein weiterer 

Fallstrick, über den viele Bürgerbegehren 

stolpern. Die Rechtsprechung hat diese 

Anforderung streng ausgelegt. Kosten 

und Folgekosten müssen sorgfältig ermit-

telt werden, auch Prognosen müssen wei-

testgehend zutreffen. Und nun der Witz: 

Die Verwaltung und Ratsmitglieder sind 

an diese Deckungsvorschläge nicht ge-

bunden. Im Ergebnis scheitern in Nieder-

sachsen 44 Prozent aller Bürgerbegehren 

an den Zulässigkeitsvoraussetzungen. 

Das ist bundesweit der drittschlechteste 

Wert.

Aufschiebende Wirkung nötig!

In einigen Bundesländern – etwa Bayern, 

Nordrhein-Westfalen oder Schleswig-

Holstein – haben Bürgerbegehren eine 

aufschiebende Wirkung. Solange ein (zu-

lässiges) Bürgerbegehren läuft, dürfen 

Verwaltung und Rat keine Entscheidung 

treffen, die ihm widerspricht. Eigentlich 

eine Selbstverständlichkeit? Nicht so in 

Niedersachsen: Hier ist der Rat ausdrück-

lich nicht gehindert, Entscheidungen in 

der Sache zu treffen. Im Klartext heißt 

das: Selbst wenn ein Bürgerbegehren 

läuft, das sich zum Beispiel für den Er-

halt eines Bürgerhauses einsetzt, dürfen 

noch am Tag vor dem Bürgerentscheid 

die Abrissbagger anrollen.

Schließlich gilt in Niedersachsen noch 

ein Zustimmungsquorum von 25 Prozent. 

Ein Bürgerentscheid ist erfolgreich, wenn 

er mehr Ja- als Nein-Stimmen und min-

destens die Stimmen eines Viertels aller 

Stimmberechtigten erhält. Daran schei-

1996 wurden Bürgerbegehren und Bür-

gerentscheide in Niedersachsen auf Ge-

meinde- und Landkreisebene eingeführt. 

Doch während in Bayern seit 1995 bereits 

mehr als 1.500 Bürgerentscheide statt-

fanden, waren es in Niedersachsen seit 

1996 gerade 86. Denn die direktdemo-

kratische Neuerung wurde mit so vielen 

Fallstricken versehen, dass sie in der Pra-

xis weitgehend wirkungslos blieb. Wie 

schon die 1993 eingeführte Volksgesetz-

gebung ist die Regelung ein zahnloser 

Papiertiger und kein Instrument demo-

kratischer Mitbestimmung.

Tim Willy Weber

stellvertretender Geschäftsführer 

von Mehr Demokratie und Mitglied 

im Vorstand des Landesverbandes 

Bremen/Niedersachsen.

tern in Niedersachsen rund 37 Prozent 

aller Bürgerentscheide. In acht Bundes-

ländern wurde dieses Quorum teilweise 

gesenkt. So müssen in Köln, München, 

Erfurt oder Kiel deutlich weniger Men-

schen zustimmen als in Hannover oder 

Braunschweig.

Reformen: Zeitpunkt ist günstig!

Während einige Landesparlamente aus 

den Fehlern gelernt und die gesetzlichen 

Regelungen reformiert haben, hat der 

niedersächsische Landtag bisher auf stur 

gestellt. Aber nun könnte direktdemokra-

tische Bewegung entstehen. Denn im rot-

grünen Koalitionsvertrag heißt es: „Zur 

Erleichterung der kommunalen Bürger-

begehren werden wir die Quoren sehr 

deutlich absenken und eine Erweiterung 

des Themenspektrums prüfen.“

Vor der Wahl gab es eine große Be-

reitschaft auf Seiten von SPD und Bünd-

nis 90/Die Grünen, Bürgerbegehren und 

Bürgerentscheide zu erleichtern. Die 

Aufgabe von Mehr Demokratie ist es 

nun, die Regierung an ihr Versprechen 

und Vorhaben zu erinnern und sich für 

eine bürgerfreundliche Regelung einzu-

setzen. In Niedersachsen muss weit mehr 

geschehen als nur eine Quorensenkung. 

Streichung des Kostendeckungsvor-

schlags oder die Einführung einer auf-

schiebenden Wirkung sind weitere wich-

tige Reformen (siehe oben).

Damit das klappt, starten wir die Kam-

pagne „Faire Bürgerentscheide in Nieder-

sachsen“. Wir wollen Bürgerbegehren 

und Bürgerentscheid zum Thema machen. 

Für unseren Aufruf wollen wir mindestens 

5.000 Unterschriften sammeln. Darüber 

hinaus werden wir die Abgeordneten auf 

unser Anliegen und auf direkte Demokra-

tie vor Ort ansprechen. Dafür suchen wir 

Mitstreiterinnen und Mitstreiter! /
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Eine neue „Politik des Gehörtwerdens“ versprach die grünrote 

Regierungskoalition in Baden-Württemberg 2011. Die Ausein-

andersetzungen um den Neubau des Stuttgarter Bahnhofs 

(Stuttgart 21) hatten gezeigt, dass die Bürgerbeteiligung bei 

Großprojekten dringend verbessert werden muss. Deswegen 

schrieb die neue Regierung Partizipation als zentrales Thema in 

den Koalitionsvertrag und setzte mit Gisela Erler eine Staatsrä-

tin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung ein (siehe Inter-

view mdmagazin Nr. 91). Mit der Anfang März in Kraft getrete-

nen Verwaltungsvorschrift „Öffentlichkeitsbeteiligung“ und 

einem dazugehörigen Planungsleitfaden führt Baden-Württem-

berg als erstes Bundesland die verbindliche frühe Bürgerbeteili-

gung bei eigenen Großprojekten ein. 

Heiner Geißler hatte in seinem Schlichterspruch zu Stuttgart 21 

gefordert, Planungs- oder Genehmigungsverfahren von großen 

Infrastrukturprojekten mit Bürger- oder Volksentscheiden zu 

verknüpfen. Das durchzusetzen stellt sich als schwierig heraus, 

denn abstimmen können die Bürger/innen nur über Fragen, die 

sonst das Parlament entscheidet. Ergebnisse von Planungs- oder 

Genehmigungsverfahren gehören nicht dazu. Ob ein beschlosse-

nes Großprojekt den gesetzlichen Vorgaben entspricht oder nicht, 

ist eher eine rechtliche Frage. Oft geht es eher um Verbesserun-

gen oder einen Interessensausgleich während des Planungsver-

fahrens. Bürgerbeteiligung soll als ein eigenständiges Konzept in 

Planungs- und Genehmigungsprozesse integriert werden: Statt 

Mitentscheiden steht das Mitwirken im Mittelpunkt.

Beteiligungslabor 
Baden-Württemberg
Als erstes Bundesland schreibt Baden-Württemberg eine frühe 

Bürgerbeteiligung bei Großprojekten des Landes vor – nicht per 

Gesetz, sondern mit Hilfe einer Verwaltungsvorschrift.

TExt Christian Büttner  Foto Michael von der Lohe
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zu 90 neue Stellen in den Genehmigungsbehörden nötig seien. 

Ein Gutachten der Verwaltungshochschule Speyer widerlegt 

dies und kommt zu dem Schluss, dass Kosten und Stellen im 

besten Fall sogar reduziert werden könnten. Frühere Beteili-

gung mache zwar zu Beginn des Verfahrens mehr Arbeit, helfe 

aber während des Verfahrens, Konflikte zu entschärfen oder 

frühzeitig einen Interessensausgleich zu finden. Das führt nicht 

nur zu mehr Akzeptanz, sondern auch zu weniger Einwendun-

gen und Gerichtsverfahren – lautet die Hoffnung.

„Zwischen Schweiz und Habermas“

Anfang März 2014 sind Verwaltungsvorschrift und Planungs-

leitfaden in Kraft getreten. Damit die im Beteiligungslabor ent-

standene Idee in der Realität gelingt, muss sich eine ganz neue 

Planungskultur entwickeln. „Zwischen Schweiz und Habermas“ 

sieht Erler die Situation der politischen Kultur angesichts des 

grundlegend notwendigen Wandels. Nachdem die Beteiligung 

bei Großprojekten verbessert wurde, müssten bei Bürger- und 

Volksentscheiden Fortschritte folgen. Denn erst wenn die Bür-

ger/innen darauf vertrauen können, dass sie nicht nur in dialog-

orientierten Verfahren à la Habermas mitreden dürfen, sondern 

auch über die Notwendigkeit von Großprojekten entscheiden 

können, es also auch um das „Ob“ und nicht nur um das „Wie“ 

geht, werden sie diese Beteiligungskultur als glaubwürdig ein-

schätzen. 

Und es bleiben offene Fragen bei der Umsetzung: Wie wird 

festgestellt, ob ein Beteiligungsverfahren notwendig ist? Ist die 

Verwaltung darauf vorbereitet und unparteilich genug? Wird für 

Transparenz gesorgt, etwa durch eine öffentliche Liste, auf der 

anstehende Vorhaben aufgeführt werden? Denn nur wenn Bür-

ger/innen oder die Zivilgesellschaft wissen, was geplant ist, 

können sie sich für frühe Öffentlichkeitsbeteiligung einsetzen.

Es ist nun zu hoffen, dass andere Bundesländer dem Beispiel 

Baden-Württemberg folgen werden und der Bundestag die ver-

bindliche frühe Öffentlichkeitsbeteiligung einführt. /

Verwaltungsvorschrift statt Gesetzreform

Gisela Erler entwickelte ihre Lösung nach dem Motto „Der Weg 

ist das Ziel“: Sie initiierte ein Beteiligungsverfahren, in das die 

Verwaltung einbezogen war. So wollte sie die Idee der Bürger-

beteiligung bei denen verankern, die sie später umsetzen müs-

sen. Statt das Verwaltungsverfahrensgesetz zu ändern, wird die 

Bürgerbeteiligung über eine bindende Verwaltungsvorschrift 

und einen „Leitfaden für eine neue Planungskultur“ eingeführt. 

Die Verwaltungsvorschrift erläutert der Verwaltung, wie sie gel-

tendes (Bundes-)Recht auszulegen und anzuwenden hat und be-

trifft auch die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung, die im Juni 2013 

auf Bundesebene eingeführt wurde. Die Vorschrift gilt für 

Raumordnungsverfahren, Planfeststellungsverfahren oder Ge-

nehmigungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzge-

setz. Da bei den Fachgesetzen für Planungs- und Genehmi-

gungsverfahren die Kernkompetenz auf Bundesebene liegt, 

kann ein Bundesland – wenn überhaupt – nur geringfügig vom 

Bundesrecht abweichen. Auch dies ein Argument dafür, die Be-

teiligung mittels einer Verwaltungsvorschrift zu verankern. Der 

dazugehörige Leitfaden erläutert das Vorgehen im Detail, ohne 

bestimmte Beteiligungsmethoden festzulegen. Bei Projekten 

des Landes ist er verbindlich. 

Was sich ändert

In Baden-Württemberg wird die Öffentlichkeiti künftig von An-

fang an beteiligt. Vorher war dies erst im Lauf des Planfeststel-

lungsverfahrens der Fall, also zu einem Zeitpunkt, an dem das 

Vorhaben schon weit fortgeschritten war. Und auch dann konn-

ten die Bürger/innen nur innerhalb einer kurzen Auslegungszeit 

Einwände formulieren, die dann zwar von der Genehmigungs-

behörde erörtert wurden, aber selten zu alternativen Ideen oder 

Vorschlägen führten. Sie boten lediglich die Voraussetzung für 

spätere Klagemöglichkeiten. 

Ab 1. März 2014 muss die Planungs- oder Genehmigungsbe-

hörde nun einen Beteiligungsfahrplan erstellen: Müssen die 

Bürger/innen beteiligt werden und wenn ja, wer, wo und wie? 

Kommt die Verwaltung zu dem Schluss, eine Beteiligung sei 

nicht erforderlich, muss sie dies begründen. Empfehlungen für 

bestimmte Beteiligungsmethoden werden im Leitfaden nicht 

gemacht, um Spielraum für lokale Lösungen zu bieten. Die Be-

teiligung muss wiederholt werden, wenn zwischen den einzel-

nen Planungs- oder Bauschritten große Zeiträume liegen oder 

mehrere getrennte Verfahrensschritte notwendig sind. Der Leit-

faden sieht vor, dass die Beteiligungsprozesse auch während der 

Projektrealisierung weitergehen. 

Die Widerstände gegen die Verwaltungsvorschrift und den 

Leitfaden waren und sind groß. Einige Einwände wurden schon 

im Vorfeld entkräftet oder widerlegt, teilweise werden sie in ei-

nem umfänglichen Evaluationsverfahren drei Jahre lang unter-

sucht. Im Mittelpunkt der Kritik stand die Befürchtung, die zu-

sätzliche Beteiligung werde dem Land oder Dritten hohe Kosten 

verursachen. Verwaltung und Opposition spekulierten, dass bis 

Christian Büttner

Politikwissenschaftler, Friedens- und 

Konfliktforscher, seit 2001 Geschäfts-

führer des Landesverbandes Baden-

Württemberg und Mitglied des 

Landesvorstands.

	 beteiligungsleitfaden im Internet

	 Verwaltungsvorschrift und Leitfaden

n	 http://tinyurl.com/planungsleitfaden
n	 http://tinyurl.com/verwaltungsvorschrift

	E ntstehungsgeschichte des Instruments 

n	 http://tinyurl.com/planungsleitfaden-entstehung
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tiereformen einzusetzen. Zum Beispiel 

geht es um die Einführung von Anwoh-

nerentscheiden. Das ist ein neues direkt-

demokratisches Instrument, welches un-

terhalb der kommunalen Ebene ansetzt. 

Bei Sanierungen von Anliegerstraßen 

etwa könnten so zukünftig die Anwoh-

ner/innen selbst über die Maßnahmen 

entscheiden. Sie tragen auch die Kosten.

Nordrhein-Westfalen

2013 gab es in Nordrhein-Westfalen so 

viele Bürgerentscheide wie noch nie in-

nerhalb eines Jahres. 20 mal wurden die 

Wähler/innen an die Abstimmungsurne 

gerufen. Das ist doppelt so häufig wie im 

Jahr zuvor. Von den 20 Bürgerentschei-

den waren jedoch nur 13 gültig. Bei sie-

ben Abstimmungen wurde die vorge-

schriebene Mindestzustimmung für die 

Abstimmungsvorlage nicht erreicht. Das 

Quorum beträgt je nach Gemeindegröße 

zehn bis 20 Prozent der Stimmberechtig-

ten. Fünf Bürgerbegehren waren im Bür-

gerentscheid erfolgreich, sechs Begehren 

wurden abgelehnt. Auch zwei Begehren, 

die Räte an die Bürger/innen ihrer Stadt 

richteten, fanden keine Mehrheit.

Am 19. Februar hat das Bündnis 

„NRW blickt durch“ seinen Entwurf für 

ein Transparenzgesetz zusammen mit 

zahlreichen Unterstützungsunterschrif-

ten an Landtagspräsidentin Carina Gö-

decke und Vertreter/innen der Fraktio-

nen übergeben (siehe Foto rechts). In 

einer Sachverständigenanhörung des 

Landtags im Dezember hatte sich die 

Mehrheit der Experten für ein Transpa-

renzgesetz ausgesprochen.

Zur Kommunalwahl am 25. Mai hat 

der Landesverband eine Online-Aktion 

für mehr Demokratie vor Ort gestartet. 

Quorum scheiterte, werden die Berliner/

innen am 25. Mai erneut an die Urnen 

gerufen. Sie entscheiden, ob das Gelände 

des ehemaligen Flughafens Tempelhof 

bebaut wird. Dieses Mal koppelt der Se-

nat die Abstimmung mit dem Termin der 

Europawahl. Mehr Demokratie hatte mit 

Öffentlichkeits- und Überzeugungsar-

beit darauf gedrängt. Vergangenes Jahr 

hatte der Senat dem Energie-Volksent-

scheid die Zusammenlegung mit der 

Bundestagswahl verweigert, was letzt-

lich dazu führte, dass der Entscheid das 

Zustimmungsquorum um 0,9 Prozent 

verfehlte. Mehr Demokratie fordert eine 

generelle gesetzliche Änderung: Der Se-

nat sollte hier nicht länger die Entschei-

dungshoheit haben. Abstimmungen soll-

ten in einem Zeitkorridor von acht 

Monaten nach dem Volksbegehren zwin-

gend mit Wahlen zusammengelegt wer-

den, es sei denn, die Initiative wünscht 

einen eigenen Termin. 

TIPP Den Aufruf können Sie hier 

unterzeichnen: bb.mehr-demokratie.de/

die-mehrheit-entscheidet.html

Brandenburg

In diesem Jahr stehen in Brandenburg so-

wohl Kommunal- als auch Landtagswah-

len an. In beide Wahlkämpfe wird sich 

der Landesverband mit der Forderung 

nach demokratiepolitischen Reformen 

einmischen. Für die Kommunalwahlen 

plant Mehr Demokratie sogenannte „De-

mokratiebausteine“, die sowohl von 

Kandidierenden als auch von Wähler/in-

nen unterstützt werden können. Mit der 

Unterzeichnung versprechen die Kandi-

dierenden, sich künftig für Demokra-

Bayern

Der Landesverband lädt gemeinsam mit 

Democracy International zu einer par-

teiunabhängigen Informationsveranstal-

tung zur Europawahl ein. Unter dem 

Motto „Was wählen wir da eigentlich?“ 

diskutieren Armin Steuernagel von De-

mocracy International und Paul-Joachim 

Kubosch vom Münchener Informations-

büro des Europäischen Parlamentes über 

die bestehende Entscheidungsmacht des 

Europäischen Parlamentes und eine De-

mokratisierung der EU. Die Diskussion 

findet am 24. April im Gasteig München 

(Rosenheimer Str. 5) statt und beginnt 

um 19 Uhr. 

Baden-Württemberg

Ein interfraktioneller Konsens aller Par-

teien zu den Reformen der direkten De-

mokratie ist gefunden. Jetzt geht es um 

die Details! Werden wichtige Punkte – 

wie das Recht der Initiative, in einem 

Abstimmungsheft gleichberechtigt über 

ihr Anliegen zu informieren, die Einfüh-

rung einer Kostenerstattung bei erfolg-

reichen Begehren oder die Zusammenle-

gung von Abstimmungen mit Wahlen 

– noch geregelt? Der Landesverband 

führt derzeit Gespräche mit allen Frak-

tionen und dem Innenministerium, denn 

diese Vorkehrungen können im Zwei-

felsfall über das Abstimmungsergebnis 

entscheiden. Der Landesverband setzt 

darauf, dass sowohl die Verbesserungen 

für die kommunale Ebene als auch die 

Verfassungsänderung noch dieses Jahr 

über die Bühne gehen. 

Berlin

Nachdem im November der Volksent-

scheid zur Energieversorgung knapp am 

ländertelegramm
mit Terminen vor Ort
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Kandidierende von Parteien und Wähler-

gemeinschaften können hier verkünden, 

dass sie sich im Falle ihrer Wahl für eine 

Stärkung direkter Demokratie, Bürgerbe-

teiligung und Transparenz einsetzen wol-

len. Die Wahlversprechen finden Sie nach 

Orten und Parteien sortiert auf der Inter-

netseite von Mehr Demokratie. Mit der 

Aktion will der Landesverband das Be-

wusstsein für den Verbesserungsbedarf in 

Sachen lokaler Demokratie stärken. 

TIPP Aktion Wahlhelfer/in: Wer bei den 

Kommunal-, Europa, Bürgermeister- und 

Integrationsratswahlen helfen möchte, 

kann sich über ein Online-Formular von 

Mehr Demokratie dafür bewerben. 

Mitmachen können alle Wahlberechtigten, 

Vorkenntnisse sind nicht notwendig.

Rheinland-Pfalz

Der Landesvorstand hat die nächste Mit-

gliederversammlung – bei der der Lan-

desvorstand neu gewählt wird – für den 

29. November 2014 festgesetzt. Als 

Gastredner soll der CDU-Obmann der 

Enquete-Kommission „Aktive Bürger-

beteiligung für eine starke Demokratie“ 

gewonnen werden. Vertreter/innen von 

Bündnis 90/Die Grünen und der SPD 

waren bereits bei früheren Versammlun-

gen zu Gast. Darüber hinaus beteiligt 

sich der Landesverband mit eigenen Ak-

tionen vom 18. bis 20. Juli 2014 am 

Rheinland-Pfalz-Tag in Neuwied. Dort 

und bei den zwei Sommeraktionswo-

chen sollen Unterschriften gegen das 

Freihandelsabkommen TTIP gesammelt 

werden. 

Saarland

Die Aktivitäten des Landesverbands wer-

den voraussichtlich von drei Anlässen 

bestimmt: der Diskussion um das Frei-

handelsabkommen TTIP (siehe Seite 4 in 

diesem Heft), den Kommunalwahlen und 

den Europawahl im Mai. Gemeinsam mit 

saarländischen Künstler/innen wird eine 

Arbeitsgruppe aus Mitgliedern von Mehr 

Demokratie, attac, Occupy und BUND 

mit Informationen und Aktionen die Dis-

kussion um TTIP vorantreiben. 

Zu den anstehenden Kommunalwah-

len will der Landesverband Gespräche 

bei den im Landtag vertretenen Parteien 

für eine Verbesserung der bislang äußerst 

restriktiven Bürgerbeteiligungspassagen 

im Kommunalen Selbstverwaltungsge-

setz (KSVG) werben.

Vor der Europawahl wird Mehr De-

mokratie an einem Workshop zum The-

ma „Partizipation zivilgesellschaftlicher 

Organisationen an Entscheidungsprozes-

sen der Europäischen Union“ teilneh-

men. 

Gemeinsam mit dem Bundesvorstand 

von Mehr Demokratie unterstützt der 

Landesverband das Vorhaben der Land-

tagsfraktion DIE LINKE, ein Volksbe-

gehren zur Senkung der Dispozinsen der 

Saarländischen Sparkassen auf den Weg 

zu bringen. /

Das Bündnis „NRW blickt durch“ übergibt seinen Entwurf für ein Transparenzgesetz zusammen mit zahlreichen Unterstüt-

zungsunterschriften an Landtagspräsidentin Carina Gödecke und Vertreter/innen der Fraktionen in Düsseldorf.
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Johannes Stüttgen erläutert im Gespräch mit Andrea Adamopoulos, 

warum und wie die Schweiz zum Pionierland werden könnte.

interview andrea adamopoulos  foto tracy king

„Die Demokratiefrage 
ist die Geldfrage!“

omnibus für direkte demokratie
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Vor der spektakulären Volksabstimmung über die Zuwan-

derung wurde in Bern erfolgreich die Volksinitiative zur 

Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens in 

der Schweiz eingereicht. Wie beurteilst Du diese Aktion?

Das ist ganz großartig, dass jetzt endlich einmal über so etwas 

demokratisch abgestimmt wird. Es ist an 

der Zeit, die Geldfrage als Demokratie-

frage zu begreifen.

Was genau verstehst Du unter 

der Geldfrage?

Die Einkommensfrage gehört zur Geld-

frage, sie ist Bestandteil der Geldordnung. 

Diese wiederum ist eine Kernangelegen-

heit der Demokratie. Großartig ist, dass 

das jetzt in der Schweiz anfängt: Wahr-

scheinlich geht das nur mit Volksabstim-

mung, mit Direkter Demokratie.

Was geht nur mit Direkter 

Demokratie?

Der demokratische Zugriff auf das 

Geldwesen. In der Konsequenz: die 

Neubestimmung und Neuordnung des 

Geldwesens. Und was dabei sofort ins 

Auge springt: Das ist die Schlüsselfrage 

Europas.

Nach dieser Logik wäre dann die 

Schweiz, ausgerechnet die Schweiz, 

das Nichtmitglied der EU, das Pio-

nierland Europas. Klingt das nicht angesichts der jüngs-

ten Schweizer Entscheidung zur Zuwanderungsbe-

schränkung etwas sonderbar?

Die Zuwanderungsdiskussion ist ein Thema für sich, das ohne 

den Kontext Wirtschaftsordnung, sprich Kapitalismus, nicht 

hinreichend angegangen werden kann. Die Schweiz ist in mei-

nen Augen gut beraten, nicht Mitglied der EU zu sein. Nur so 

kann sie eine Pionierfunktion für Europa haben. In Sachen De-

mokratie ist sie das schon lange, das wissen wir doch.

In Sachen Direkte Demokratie stimme ich zu aber wie 

steht es mit der Schweiz als dem Hort des Kapitalismus, 

als dem Inbegriff und Musterfall der heute herrschenden 

Geldordnung?

Genau dieser Kapitaleinwand bestätigt meine Logik. Solange ich 

über die Schweiz nachdenke und mit Schweizern spreche, war es 

immer dieses bemerkenswerte Kontrastbild, das mich nicht los-

ließ: hier die weltweit fortschrittlichste, zukünftigste Demokra-

tie-Idee, da die reaktionärste, abgeblockteste Geld- und Banken-

festung. Immer wenn ich die Schweizer dann fragte, warum sie 

ihr einzigartiges Demokratieinstrument nicht auf die Neuaus-

richtung der Geldordnung anwenden, stieß ich auf ungläubiges 

Staunen. Dass die Sache des Geldes über-

haupt etwas mit Demokratie zu tun haben 

könnte, da sie doch Sache der Wirtschaft 

sei, auf die Idee kam man gar nicht erst.

Geld, heißt es, ist ein Wirtschafts- 

kein Rechtsfaktor also keine Sache 

der Demokratie.

Eben das ist der allgemeine Nebel, der 

beide, den Geld- wie den Demokratiebe-

griff verdeckt, insbesondere ihren inneren 

Zusammenhang. Von der Demokratisie-

rung des Geldwesens aber hängt alles in 

Zukunft ab, vor allem auch die Zukunft 

der Demokratie selbst. Denn das zügello-

se Geld unterspült jegliche demokratische 

Entscheidung, es hat – und dafür ist der 

EU-Komplex das Musterbeispiel – sämt-

liche Staaten und Regierungen, die ganze 

Politik – fest im Griff.

– und eben auch die Schweiz!

Ja klar! Aber die Schweiz hat das einzi-

ge dagegen wirksame Instrument zur 

Verfügung: die Direkte Demokratie! 

Und genau das wird jetzt allmählich 

auch erkannt. Der direktdemokratische Zugriff auf die Ein-

kommensfrage ist der erste Schritt, der erste Stich in den Stau-

damm der kapitalistischen Geldideologie. Weitere werden 

folgen. Geld ist kein Wirtschaftswert, sondern der Rechtsre-

gulator des Wirtschaftskreislaufs. Und für das Recht ist die 

Demokratie zuständig.

Der Staat?

Statt Staat sage ich lieber Demokratie. Und die Demokratie ist 

als bloß parlamentarische, also indirekte Demokratie immer 

mehr zu Unwirksamkeit verdammt. Parlamente haben sowieso 

nichts mehr zu sagen und die Regierungen sind längst der 

Spielball des kapitalistischen nichtdemokratischen Geldsys-

tems. Die Konstellation in der Schweiz ist dagegen ideal: Hier 

kann, sozusagen mitten in die herrschende Gelddoktrin direkt 

demokratisch hineingestochen werden! Mitten in Europa. 

Denn: Die Demokratiefrage ist die Geldfrage! /

„Von der Demokratisie-
rung des Geldwesens aber 

hängt alles in Zukunft 
ab, vor allem auch die 

Zukunft der Demokratie 
selbst.“

johannes stüttgen
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2. Perspektive

Hier nahmen wir die Position eines Volksentscheidsgegners 

oder einer -gegnerin mit der Frage ein: Was könnte meine geg-

nerische Einstellung ändern, meine Befürchtungen schwächen 

und meine Ablehnung aufbrechen? Bei diesem Perspektivwech-

sel gab es eine ganze Reihe von Ideen und Maßnahmen, welche 

auf die unterschiedlichen Befindlichkeiten der Gegner zielten. 

Ein konservativer CDU-Politiker will mit anderen Argumenten 

überzeugt werden als eine linke Skeptikerin, blockierende Par-

lamentarier sollten wir mit anderen Aktionen konfrontieren als 

die Bedenkenträgerinnen unter den Bürgern. Aus der Fülle die-

ser Ideen hat sich gleich eine Arbeitsgruppe zur weiteren Vertie-

fung gebildet. 

3. Perspektive

Jetzt haben wir uns in die Position des befürwortenden Bür-

gers hineinversetzt, der zwar für Volksentscheide ist, sich aber 

noch nicht engagiert hat. Was kann ihm helfen, sich zu enga-

gieren? Diese Fragestellung führte zu Ideen der direkten An-

sprache, Vernetzung und der niedrigschwelligen Einbindung 

in Aktionen. 

4. Perspektive

Zuletzt versetzten wir uns in die Perspektive einer Politikerin, 

die für die Einführung von Volksentscheiden ist, aber so in das 

politische und parlamentarische System gezwängt ist, dass sie 

über einen Einzelkämpferstatus nicht hinaus kommt. Was kann 

ihr helfen? Die Antworten gingen von der persönlichen Anspra-

che über die Förderung von Basisanträgen in Parteien und inter-

Was wollen wir machen, um den bundesweiten Volksent-

scheid weiter voranzubringen?

Unter dieser Frage traf sich ein erweiterter Mitarbeitendenkreis 

für zwei Tage, um die strategische Ausrichtung nach der zurück-

liegenden Bundeskampagne neu zu definieren.Was machen wir 

ab 2015 für die nächsten vier bis sechs Jahre, um eine Grundge-

setzänderung herbeizuführen?

Hinter uns lagen die bereits ausgewerteten Erfahrungen aus 

der Bundeskampagne und vor uns eine lange Liste daraus ent-

standener Ideen und Maßnahmen. Dennoch sahen wir uns kon-

frontiert mit der Situation, dass wir heute nur die Summe dessen 

sehen, was wir in der Vergangenheit durchgeführt haben. Reicht 

das aus, um für die Zukunft neue Ideen zu entwickeln? Wie er-

zeugen wir eine produktive Situation, in der wir vielleicht auf 

völlig neue Strategien, Ideen, Aktionen, Kampagnen kommen? 

Wir bedienten uns vier verschiedener Perspektivwechsel, um die-

se Offenheit zu ermöglichen.

1. Perspektive

Stellen wir uns einmal vor, wir sind bereits am Ziel und hätten 

den Volksentscheid im Grundgesetz verankert. Welchen Weg 

sind wir gegangen, wenn wir zurückblicken? Was hat den Erfolg 

tatsächlich herbeigeführt und wie lange hat es gedauert? Aus 

den Antworten ergaben sich im wesentlichen zwei Szenarien: 

Zum einen eine politische Krise, die soviel öffentlichen Druck 

erzeugt, dass Regierung und Parlament gar nicht anders können 

als den Volksentscheid einzuführen. Zum anderen, dass die 

Gegner durch beharrliche Überzeugungsarbeit weniger werden. 

Das ganze in einer Zeitspanne von zwei bis zehn Jahren.

Kesseldruck und  
Lobbyarbeit
Wie ebnen wir den Weg für den bundesweiten Volksentscheid?  

Ein Bericht aus der Strategiearbeit von Mehr Demokratie.

text Claudine nierth  foto michael von der lohe
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Gewahrwerden eines Missstandes bis über Jahre und Jahr-

zehnte hin zur sozial-kulturellen Umwälzung und Abänderung 

des Umstandes, wo stehen wir da in Bezug auf die Einführung 

von Volksentscheiden? Während die einen den Bewusstseins-

prozess hin zu Mehr Demokratie erst bei Stufe zwei sahen, 

ordnete sich die Mehrheit der Teilnehmer/innen immerhin bei 

Stufe sechs und sieben ein. 

Aus der Sammlung der Möglichkeiten müssen wir nun die 

Spreu vom Weizen trennen und ein Gesamtgerüst der Strategie, 

ein Ineinandergreifen der Maßnahmen für die nächsten Jahre ent-

wickeln. Die wesentlichen Bausteine sollen im Herbst 2014 auf 

der Mitgliederversammlung zur Abstimmung stehen. /

fraktionellen Bündnissen bis hin zu außerparlamentarischen 

Druckkampagnen. 

Wie geht es weiter?

Am Ende stand eine große Sammlung von Vorschlägen im 

Raum, die sich sowohl auf den Ausbau fördernder Maßnah-

men als auch auf die Schwächung hindernder Kräfte ausrichte-

te. Darunter waren sowohl Maßnahmen, die Menschen auf die 

Straße bringen und das Engagement mobilisieren, damit der 

öffentliche Druck im Kessel steigt, als auch Strategien, die 

dazu führen, Verhinderer zu überzeugen und Politiker/innen 

zu bewegen. Hilfreich war die Hinzunahme des Movement 

Action Plans, einer Systemanalyse von sozialen Bewegungen, 

welche deren unterschiedliche Entwicklungsphasen be-

schreibt. Gemessen an acht Entwicklungsstufen vom ersten 

Mitarbeitende und Aktive von Mehr Demokratie entwarfen zwei Tage lang Strategien, wie der bundesweite 

Volksentscheid am besten zu erkämpfen ist.
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Wurde Mehr Demokratie denn schon einmal bedacht bei 

der Vergabe von Geldauflagen?

In den Neunziger Jahren haben wir vereinzelte Geldauflagen 

erhalten. Im Jahr 2007 hat Mehr Demokratie eine Geldauflage 

im Zusammenhang mit dem Mannesmann-Prozess erhalten. 

Das Verfahren wurde gegen die Zahlung einer sehr hohen Geld-

auflage eingestellt. Diese Gelder wurden an rund 350 Organisa-

tionen im gesamten Bundesgebiet verteilt. Wir waren eine davon 

und haben damals 5.000 Euro erhalten. Zuletzt kam vor weni-

gen Jahren ein Landesverband für die Arbeit vor Ort in den Ge-

nuss einer Geldauflage. Das war es dann aber auch schon. 

Wie kann man diese Zahlen verbessern?

Grundsätzlich kann uns jede Richterin und jeder Staatsanwalt 

bei Geldauflagen berücksichtigen. Wer also entsprechende Kon-

takte hat, darf gerne auf Mehr Demokratie und unsere Arbeit 

aufmerksam machen. Vielleicht kennen Sie Richter oder Staats-

anwältinnen persönlich? In diesem Fall würden wir uns sehr 

freuen, wenn Sie ihnen vorschlagen, die Arbeit von Mehr De-

mokratie durch die Zuweisung von Geldauflagen zu unterstüt-

zen. Das kann uns helfen. Vielen Dank dafür! /

Was genau hat es mit Geldauflagen auf sich?

Abhängig vom Vergehen können Richterinnen ein Strafver-

fahren einstellen und im Gegenzug eine Geldauflage bestim-

men. Ebenso können Staatsanwälte ihre Ermittlungen gegen 

eine Geldauflage einstellen. In Deutschland werden jährlich 

rund 100 Millionen Euro an Geldauflagen verhängt. Davon 

geht etwa ein Drittel an die Staatskasse, der Rest wird an ge-

meinnützige Organisationen verteilt. Wenn es uns gelingt, 

Richter und Staatsanwältinnen von der Wichtigkeit unserer 

Arbeit zu überzeugen, könnten uns diese bei der Vergabe von 

Geldauflagen in einzelnen Fällen bedenken, also uns als Emp-

fänger auswählen. 

Nach welchen Kriterien werden die Geldempfänger aus-

gewählt? Was sind die Chancen für Mehr Demokratie?

Die Auflage soll erzieherisch wirken, deshalb muss der Zweck 

der Empfängerorganisation einen Bezug zur Tat haben. Ebenso 

kann der regionale Bezug eine Rolle spielen. Wer zum Beispiel 

mit Drogen im Straßenverkehr erwischt wird, muss das Bußgeld 

vielleicht an die Verkehrswacht oder eine Einrichtung zur Sucht-

prävention überweisen. Bei Vandalismus könnte ein lokaler För-

derverein bedacht werden. Das ist bei Mehr Demokratie nicht 

ganz so einfach. Wir machen eine sehr grundlegende Arbeit; 

viele empfinden die direkte Demokratie als abstrakt. 

In welchen Fällen könnte dennoch Mehr Demokratie zum 

Zuge kommen?

Wir können mit der politischen Bildung punkten, die Mehr De-

mokratie und die direkte Demokratie als solche leisten. Wir ge-

hen davon aus, dass Menschen, die wissen, wie sie die Spielre-

geln selbst mitbestimmen und notfalls auch ändern können, dass 

diese Menschen die Regeln und das System insgesamt mehr 

wertschätzen. Der Einsatz für Demokratie ist damit auch Ein-

satz für die Stabilität und Akzeptanz der Rechtsordnung. 

Besonders bei Steuerdelikten kann man diesen Zusammen-

hang herstellen. Denn wer die Ausgaben und die Erhebung von 

Steuern direktdemokratisch mitbestimmen kann, versteht den 

Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben des Staa-

tes besser. Untersuchungen aus der Schweiz – einem System 

mit einer stark ausgebauten direkten Demokratie – belegen 

nicht nur, dass der Wissensstand der Menschen zunimmt. Son-

dern die Untersuchungen zeigen auch, dass direkte Demokratie 

die Steuermoral stärkt. Wir können uns vorstellen, dass dieser 

Gedanke die entsprechenden Personen überzeugen kann.

helfen mit Geldauflagen

Wichtig zu wissen...

Wir sind bei allen Oberlandesgerichten als mögliche 

Empfänger von Geldauflagen gelistet und kommen den 

entsprechenden Rechenschaftspflichten jährlich nach. 

Mehr Demokratie garantiert die satzungsgemäße 

Verwendung der Zuweisungen und verpflichtet sich, den 

Eingang der zugewiesenen Geldauflagen zu überwachen 

und den Zahlungseingang oder einen Zahlungsverzug 

sofort zu melden. Mehr Demokratie hat für Geldauflagen 

ein Extra-Konto eingerichtet, so dass keine Spendenbe-

scheinigungen für solche Zahlungen ausgestellt werden.

Mehr Demokratie Geldauflagenkonto

Bank für Sozialwirtschaft 

IBAN: DE47 7002 0500 0008 8708 00 

BIC: BFSWDE33MUE (München)

Kontakt

Katrin Tober – Mehr Demokratie e.V. 

Bernhardstr. 7 – 28203 Bremen

Tel: 0421–79 46 370 Fax: 0421–79 46 371

Mail: katrin.tober@mehr-demokratie.de

geldauflagen.mehr-demokratie.de
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den demokratisch gesinnten Resten der APO die Partei „Demo-

kratische Union“ zu gründen.

Peter Schilinski, der Mitbegründer des Internationalen Kul-

turzentrums Achberg e.V., dessen Vorstandsmitglied ich bin, 

hatte bereits 1951 mit der „Selbsthilfegemeinschaft für die 

Volksabstimmung über die Wiederbewaffnung“ in der jungen 

Bundesrepublik versucht, eine selbstorganisierte Volksabstim-

mung zu initiieren.

Weil es diese Vorläuferaktivitäten in den Fünfziger, Sechzi-

ger und Siebziger Jahren gab, die dann 1983 zur Aktion Volks-

entscheid führten, aus der sich dann – nach einigen Zwischen-

schritten – letztlich die Organisationen Mehr Demokratie e.V. 

und Omnibus für Direkte Demokratie GmbH herausdifferen-

ziert hatten, schreibe ich hier „Neubeginn vor 30 Jahren“. Mit 

der Petition vom 28. Dezember 1983 und der ganzseitigen An-

zeige vom 30. Dezember 1983 in der Wochenzeitung „Die Zeit“ 

wurde zum ersten Mal die Idee der Dreistufigkeit des Volksab-

stimmungs-Verfahrens in die Kommunikationsprozesse des 

Parlaments und in die Öffentlichkeit der Bundesrepublik 

Deutschland eingebracht. Einen solchen dreistufigen Rege-

lungsvorschlag – wie ihn nun Mehr Demokratie, der Omnibus 

und viele andere vertreten – gab es bis dahin noch nicht. /

Ende 1983 richteten sieben Menschen, die später die Vorläufer-

organisation von Mehr Demokratie IDEE e.V. und den Omni-

bus für Direkte Demokratie gründen sollten, eine Petition an 

den deutschen Bundestag und einen Aufruf an die Bevölkerung. 

Ihre Forderung: ein „Bundesabstimmungsgesetz“ mit Volksge-

setzgebung in drei Stufen.

Von denen, die in den Kreisen von Mehr Demokratie und 

dem Omnibus-Unternehmen zur Einführung der Volksabstim-

mung mehr oder weniger bekannt sind, waren im Dezember 

1983 als Unterzeichner der Petition, die „zugleich auch ein Auf-

ruf an die Bevölkerung“ war, mit dabei: Gerald Häfner, Brigitte 

Krenkers, Johannes Stüttgen und der Verfasser dieses Erinne-

rungstextes. Die Gruppe von Demokratie-Aktivist/innen hatte 

sich schon 1979 gemeinsam als die Organisationen „Aktion 

Dritter Weg“ (Achberger Kreis) und Freie Internationale Uni-

versität (FIU) an der Gründung der Partei Die Grünen beteiligt. 

Bereits bei den Grünen hatten sie das Ziel Volksabstimmung in 

das Parteiprogramm eingebracht.

Joseph Beuys, der Initiator der FIU, hatte bereits 1972 das 

Büro der 1971 gegründeten „Organisation für Direkte Demo-

kratie durch Volksabstimmung“ auf der documenta 5 in Kassel 

ausgestellt und mit Ausstellungs-Besucher/innen aus aller Welt 

100 Tage lang über die Volksabstimmung gesprochen.

Wilfried Heidt, der in den Siebziger Jahren die „Aktion 

Dritter Weg“ initiiert und ab 1983 die Initiative zum Aufbau der 

Aktion Volksentscheid ergriffen hatte, als die Friedensbewe-

gung eine unverbindliche Volksbefragungskampagne gegen die 

Stationierung von Mittelstrecken in der BRD starteten wollte, 

hatte bereits 1969 zusammen mit Peter Schilinski versucht, mit 

Herbert Schliffka

Diplom-Sozialwissenschaftler, Unternehmer und Dozent, 

Vorstand des Internationalen Kulturzentrums Achberg e.V. 

und seit 1983 in der Demokratiebewegung aktiv.

Neubeginn  
vor 30 Jahren 
Mit einer Petition an den Bundestag und einer Anzeige in 

der Wochenzeitung „Die Zeit“ (Nr. 1/1984) forderte eine 

Gruppe Demokratie-Aktivist/innen erstmals die dreistufige 

Volksgesetzgebung.

text herbert schliffka
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kommunalen Betrieb Geld entzogen. Geld, das zu Modernisie-

rung und Ausbau der Infrastruktur genutzt werden sollte, Geld, 

das allen Bürger/innen der Kommune zusteht.

Weiter treten Netzgenossenschaften nicht als Verfechter der 

kommunalen Selbstbestimmung auf im Sinne von GG 28 (2), als 

Verteidiger der bis 2010 anerkannten Inhousevergabe der Strom- 

und Gaskonzessionen. Vielmehr sind sie auf die Entrechtung 

der Kommunen durch das Instrument 'Ausschreibung' der 

Strom- und Gaskonzessionen angewiesen, denn ohne Aus-

schreibung kämen sie nicht in den Besitz der kommunalen Net-

ze. Percy Vogels Verdienst ist es, das „heiße Eisen“ Netzgenos-

senschaften klipp und klar dargestellt zu haben – was derzeit 

fast einem Sakrileg gleichkommt. Bürger/innen sind nicht per se 

die Guten. „Bürger/innen“ stehen nicht über der Demokratie. 

Öffentliches Eigentum gehört allen Bürger/innen, nicht einem 

auserwählten Teil, der Geld hat. Das ist die Grundlage einer De-

mokratie. /

Percy Vogel zeigt klar die Gefahr, die sich versteckt hinter der 

zunächst sympathisch wirkenden, beinah basisdemokratisch 

anmutenden Bewegung: Bürger/innen holen die kommunalen 

Netze, hier die Stromnetze, in die eigene Hand. Es sind 

aber nicht alle Bürger/innen einer Kommune, die sich über eine 

Netzgenossenschaft das kommunale Netz beziehungsweise 

Anteile dessen aneignen. Da wird die Geschichte problema-

tisch. Dieses Aneignen durch einige Bürger/innen führt zu ei-

ner Teil-Privatisierung kommunalen Eigentums. So muss auch 

die Betriebsform der neuen Netzgesellschaft die Rechtsform 

einer AG oder einer GmbH annehmen. Das heißt, Entscheidun-

gen werden hinter verschlossenen Türen getroffen. Ein transpa-

renter, von allen Bürger/innen kontrollierbarer Eigenbetrieb ist 

nicht mehr möglich. Die Genossenschaftsvertreter/innen dürfen 

keine Informationen an die Öffentlichkeit bringen, auch nicht an 

ihre Genoss/innen. Verschwiegenheit ist oberste Pflicht. Zudem 

wird durch die an die Genoss/innen ausgeschüttete Rendite dem 

leserbriefe

Barbara Kern und Ulrich Jochimsen vom Stuttgarter Wasserforum kommentieren den 

Artikel „Von Gemeinnutz und Eigennutz“ von Dr. Percy Vogel (mdmagazin Nr. 99, S.26): 

Leserbriefe

punkt des zunehmenden Bedürfnisses der Menschen nach 

Selbstbestimmung“ sei ein wichtiger Zweck zur Bildung der 

Bürger zur demokratischen Grundordnung. Selbstbestimmung 

und Demokratie zu lernen sollte ein Ziel von Schule sein!

Will Mehr Demokratie sich des Themas Schule annehmen 

und wenn ja, in welcher Form?

Wie oder in welchem Zusammenhang entstehen die Fähigkei-

ten, die wir brauchen, um demokratisch zu handeln? Könnten 

sie in der Schule entstehen? Was fördert in der Schule demokra-

tisches Verständnis und demokratische Praxis, wie zum Beispiel 

richtig debattieren oder Respekt für andere Meinungen? Lernen 

wir in der Schule, Entscheidungsprozesse zu organisieren? 

Schärft die Schule unseren Blick für diejenigen, die von einer 

Entscheidung betroffen sind?

Alle von diesem Thema Begeisterten bitte ich, sich mit mir 

unter democracy@hotmail.com in Verbindung zu setzen, um 

einen Antrag für eine Debatte über das Thema auf der Mitglie-

derversammlung im November vorzubereiten. /

Die Schule brachte mich damals so in Rage, dass ich einmal 

kurzerhand eine nicht enden wollende Schulklingel mit einem 

Backstein zum Schweigen brachte. Diese Wut übermannt mich 

noch heute manchmal, wenn ich über Schule spreche, sie wirkt 

sehr destruktiv. Die Gemeinschaft Schule, in die ich damals ge-

zwungen wurde, erzeugte in mir ein Gefühl der absoluten 

Machtlosigkeit. An dieses Gefühl musste ich denken, als ich die 

Bewegung der demokratischen Schulen kennenlernte und sah, 

dass es auch anders geht. Ich machte während des Bildungsstrei-

kes 2009 die Erfahrung, dass es vielen Schülern und Studenten 

ähnlich ging wie mir in meiner Schulzeit. 

Davon aufgeladen besuchte ich voller Begeisterung einige 

Treffen der Volksinitiative „Schule in Freiheit“ in Berlin. Mich 

daran zu machen, das System, das mich so gequält hatte, in Ge-

danken und Ideen neu zu formen, war sehr befreiend. Das The-

ma hatte mich gepackt.

In der Satzung von Mehr Demokratie steht: „Die gedankli-

che Weiterentwicklung der Staats- und Gesellschaftsform (dar-

unter verstehe ich eben besonders Schule!) unter dem Gesichts-

Leif Hansen regt eine Diskussion zum Thema: „Schulen und Mehr Demokratie“ an:



4

SERVICE

KONTAKT

Landesbüro Berlin/Brandenburg

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de

Landesbüro Baden-Württemberg

Rotebühlstr. 86/1, 70178 Stuttgart

Tel. 0711-509 10 10, Fax 0711-509 10 11

info@mitentscheiden.de

Landesbüro Bayern

Postfach 101041, 80084 München

Tel. 08071-597 51 20

bayernbuero@mehr-demokratie.de

Landesbüro Bremen/Niedersachsen

Bernhardstr. 7, 28203 Bremen

Tel. 0421-79 46 370, Fax 0421-79 46 371

tim.weber@mehr-demokratie.de

Landesbüro Hamburg

Mittelweg 12, 20148 Hamburg

Tel. 040-317 691 00, Fax 040-317 691 028

info@mehr-demokratie-hamburg.de

Landesbüro NRW

Friedrich-Ebert-Ufer 52, 51143 Köln

Tel. 02203-59 28 59, Fax 02203-59 28 62

nrw@mehr-demokratie.de

Landesbüro Sachsen

Bernhard-Göring-Str. 152, 04277 Leipzig

Tel./Fax 0341-30 65 140

sachsen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Thüringen

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel. 0365-548 187 17, Fax 0321-210 904 14

Ralf-Uwe Beck 0172-796 29 82

thueringen@mehr-demokratie.de 

Ansprechpartner Hessen

Heinz-Joachim Pethke

Tel. 06181-941 490 

pethke@mehr-demokratie-hessen.de 

Ansprechpartner Rheinland-Pfalz

Gert Winkelmeier

Tel. 02684-61 07, Fax 02684-959 291

gert.winkelmeier@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Saarland

Robert Karge

Tel. 0681-927 42 91

karge.mds@gmail.com

Ansprechpartner Schleswig-Holstein

Rolf Sörensen

Tel 04671-93 02 56

md.schleswig-holstein@gmx.de

Ansprechpartner Sachsen-Anhalt

Martin Giersch (Halle)

Tel. 0345-203 25 04

martin.giersch@mehr-demokratie.de

Christian Heimann (Magdeburg)

Tel. 0179-673 92 13

christian.heimann@mehr-demokratie.de 

ARBEITSBEREICHE

Geschäftsführung und Kuratorium

Roman Huber, Büro Tempelhof

roman.huber@mehr-demokratie.de

Service für Mitglieder und Förderer

Illo Lehr, Büro Tempelhof

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Pressesprecherin

Regine Laroche, Büro Berlin

presse@mehr-demokratie.de

Internet

Charlie Rutz (Redaktion), Büro Berlin

charlie.rutz@mehr-demokratie.de

Stefan Padberg (Technik)

webmaster@mehr-demokratie.de

Vorträge und Repräsentation

Ralf-Uwe Beck, erreichbar über Büro Berlin

Michael Efler, Büro Berlin

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

Finanzierung und Stiftung

Katrin Tober, Büro Bremen

katrin.tober@mehr-demokratie.de

Wissenschaft und Dokumentation

Frank Rehmet, Büro Hamburg

frank.rehmet@mehr-demokratie.de 

Lobbyarbeit

Michael Efler, Büro Berlin

michael.efler@mehr-demokratie.de

Oliver Wiedmann, Büro Berlin

oliver.wiedmann@mehr-demokratie.de

Democracy International

Daniel Schily, Büro NRW 

daniel.schily@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Europa und Welt

Stefan Padberg

stefan.padberg@mehr-demokratie.de

Ronald Pabst, erreichbar über Büro NRW

ronald.pabst@democracy-international.org

Arbeitskreis Bürgerbegehren

Susanne Socher, Büro Bayern

beratung@mehr-demokratie.de

Thorsten Sterk, Büro NRW

thorsten.sterk@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Wahlrecht

Paul Tiefenbach, Büro Bremen

paul.tiefenbach@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbeteiligung

Christian Büttner, erreichbar über Büro Ba-Wü

christian.buettner@mitentscheiden.de

Martin Burwitz, erreichbar über Büro Berlin

martin.burwitz@mehr-demokratie.de

Beratung von Bürgerbegehren

Bei den Landesbüros oder zentral:

beratung@mehr-demokratie.de

BUNDESBÜROS

Bundesbüro Tempelhof

Tempelhof 3, 74594 Kreßberg

Tel. 07957-923 90 50, Fax 07957-924 99 92

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Bundesbüro Berlin 

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de
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[  ]	 SEPA-Lastschriftmandat

Ich ermächtige Mehr Demokratie e.V. bis auf Widerruf, Zahlungen von meinem 
Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, 
die von Mehr Demokratie e.V. auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. 
Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsda-
tum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit 
meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. Das SEPA-Lastschriftmandat 
gilt für wiederkehrende und einmalige Zahlungen. Für die Vorabinformation über 
den ersten Zahlungseinzug und die Übermittlung der Mandatsreferenznummer 
wird eine Frist von mindestens fünf Kalendertagen vor Fälligkeit vereinbart.

Anschrift: Mehr Demokratie e.V., Tempelhof 3, 74594 Kreßberg
Gläubiger-ID: DE26ZZZ00000033645
Mandatsreferenznummer: wird separat mitgeteilt

Der Einzug erfolgt:

[  ]	 1/4jährlich	 [  ]	 1/2jährlich 	 [  ]	 jährlich	 [  ]	 einmalig	

[  ]	 Ich zahle per Rechnung
Bitte senden Sie die Antwortkarte an: Mehr Demokratie e. V., Tempelhof 3,  

74594 Kreßberg oder per Fax an 07957-924 99 92

Ich werde Mitglied und zwar für

[ ]	  78 EUR jährlich

[ ]	 120 EUR jährlich

[ ]	   EUR jährlich

[  ]	 Ich möchte spenden, und zwar einen Betrag von  EUR.

Spenden und Mitgliedsbeiträge sind steuerlich absetzbar.

Auf zur Landsgemeinde nach Glarus!

Vom 2. bis 4. Mai 2014 wird Mehr Demo-

kratie eine Fahrt in die Schweiz zur Lands-

gemeinde nach Glarus anbieten. Zustieg 

in den Bus wird in Frankfurt und Stuttgart 

möglich sein. Der Teilnahmebeitrag be-

trägt 140 Euro, für Nicht-Mitglieder 

160 Euro. Reservieren Sie jetzt! 

Illo Lehr,  Mitgliederservice von Mehr De-

mokratie, nimmt Ihre Reservierungen 

und Fragen per Post (Mitgliederservice, 

Tempelhof 3, 74594 Kreßberg), telefo-

nisch (07957-9239050) oder per E-Mail 

(mitgliederservice@mehr-demokratie.de) 

entgegen.

Vorname, Nachname

Adresse

Tel. E-Mail Geburtsdatum

Ort, Datum, Unterschrift
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